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Badischer Landtaa.

112 . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Freitag , den 24 . Juni 1904.

Am Regierungstisch : Präsident des Finanz¬
ministeriums Geh . Rat Becker, Ministerialdirektor Träger
und Ministerialrat Or. Nicolai.

Präsident vr . Gönner eröffnet die Sitzung kurz^ nach
5 Uhr nachmittags.

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein :
1 . Beratung des Berichts der Budgetkommission über

das Budget des Finanzministeriums für 1904 und 1905
Ausgabe Titel X (Schuldentilgung ) und das Spezialbud¬
get der Eisenbahnschuldentilgungskasse für 1904 und 1905
— Drucksache Nr. 19 — .

2 . Beratung des Berichts der Budgetkommission über
den Gesetzentwurf, die Erhebung der Kapitalrenten- und
Einkommensteuer für die Jahre 1904 und 1905 betreffend.
— Drucksachen Nr. 25 und 25 u — .

Präsident Or . Gönner bemerkt , daß bei dieser Debatte
auf sämtliche drei Vorlagen , das Budget und die Gesetz¬
entwürfe, da diese in innerem Zusammenhang stehen ,
eingegangen werden könne , und es den Rednern anheim
gegeben sei , die ganze Finanzlage jetzt schon zu besprechen ,
so daß womöglich nur eine Generaldebatte erforderlich
wird.

Zu Ziffer 1 der Tagesordnung berichtet
Abg . Gießler : Wir stehen am Ende des Staatsvor¬

anschlags . Gewöhnlich wurde in früheren Jahren mit
dem Budget der Eisenbahnschuldentilgungskasse die Be¬

ratung über das Finanzgesetz verbunden . Das Finanz¬
gesetz ist ja nur das Fazit aus den Beratungen des

Staatsvoranschlags . Dieses Jahr schiebt sich dazwischen
der Gesetzentwurf für die Steuererhöhuug . Es ist für
den Vorsitzenden der Budgetkommission keine erfreuliche
Tatsache , daß dies geschehen muß , aber Sie wissen , daß
wir die Budgetberatung sehr gründlich in der Richtung
gepflogen haben, wo wir sparen könnten . Sie wissen
aber auch, daß dies nicht nur nicht möglich ist , sondern noch
viele Wünsche vorhanden sind , deren Erfüllung verschoben
werden muß . Man hätte die Beschlußfassung auch mit
dem Finanzgesetz verbinden können. Es geschieht dies
aber nur auf Grund einer verfassungsmäßigen Rück¬
sichtnahme gegen die Erste Kamnier , denn sonst wäre die

Erste Kammer nicht in der Lage, besonders über diese
Gesetze zu beraten , sondern genötigt , mit dem Finanz¬
gesetz ohne weiteres die Steuererhöhung zu genehmigen .

Es soll wie früher auch dieses Jahr aus der Staatskasse
ein Zuschuß von jährlich 2 Millionen an die Eisen -
bahnschuldentilgungskasse gewährt werden .
Der Zuschuß an die Eisenbahnschuldentilgungskasse wird
von der Mehrheit der Kommission nicht nur für zwecks
mäßig , sondern auch für notwendig erachtet . Der Bedar ,
an Verwaltungskosten, Passivzinsen und planmäßige
Schuldentilgung beträgt im Jahr 1904 24 218 800 M - ,
im Jahr 1905 26 074 659 M . , nach Abzug einer jähr¬
lichen Dotation von 14 774 710 M . verbleibt ein Fehl¬
betrag im Jahre 1904 von 9 444 090 M . , im Jahre 1905
von 11299 949 M . Legt man auch statt der voran -
schlagsmäßigen Reineinnahmen die von der Generaldirek¬
tion mitgeteilte, vorläufig festgestellte Zahl der Reinein¬
nahme für 1902 niit 22 268 444 M . der Berechnung zu¬
grunde , so verbleibt immer ein Fehlbetrag von 1 950 356
Mark , im Jahre 1904, mit 3 806 215 M . im Jahre 1905 .
Dabei ist nicht berücksichtigt, daß unter den Reineinnah¬
men zurückgestellte Ersparnisse stecken . Daß wir wenig¬
stens die Schuldenzinsen und die Tilgungsquote jähr -
lich erwirtschaften sollten , steht für alle fest, die auf eine
sparsame Wirtschaft bedacht sind . Der jährliche Zuschuß
an die Schuldentilgungskasse besteht bereits seit den,
Jahre 1880 . Damals wurdem zuerst 1750 000 M . ge¬
währt , welcher Betrag im Jahre 1892/93 auf 3,76 Mil¬
lionen anstieg und jetzt wieder auf 2 Millionen herab¬
gefallen ist. Im ganzen haben wir bis jetzt 62 Millionen
an die Eisenbahnschuldentilgungskassebeigetragen . Die¬
ser Zuschuß ist zum großen Teil zur Zahlung der Zinsen,
und Tilgungsquoten verwendet worden . Die Dotations¬
überschüsse wurden auch zu Bauzwecken verwendet .

Was die Steuererhöhung anbelangt , so ist die
Kommission der Meinung , daß die von der Großh . Re
gierung vorgeschlagene Erhöhung genehmigt werden soll .
Schon der erste Staatsvoranschlag schließt mit einem Fehl¬
betrag von 15,7 Millionen ab . Wir haben inzwischen
die Rechnungsergebnisse für 1903 erhalten und danach
berechnet , wie hoch die Fehlbeträge werden würden , wenn
man statt des 31 . Dezember 1902 den des Jahres 1903
zugrunde legen würde. Selbstverständlich muß im Fi -
nanzgesetz nach den etatrechtlichen Bestimmungen das
Ergebnis des Jahres 1902 zugrunde gelegt werden . Bei
Berücksichtigung der Ergebnisse des Jahres 1904 bleibt
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ein Restbetrag von 13,9 Millionen Mark . Das kommt
daher, weil der Ueberschuß für 1903 ein verhältnis¬
mäßig geringer war , er beträgt nur 1,6 Millionen , wäh¬
rend er im Jahre vorher 2,7 Millionen betrug . Andrer¬
seits betrug der Nettoaufwand des außerordentlichen
Etats 4,6 Millionen , verhältnismäßig weniger , als im
Vorjahre . Das hat aber die Folge , daß größere Restbe¬
träge in die jetzige Periode übergehen. Bei dieser Be¬
rechnung ist nicht berücksichtigt , daß weitere Fehlbeträge
von jährlich 459 203 M . aus dem Abschluß des Reichs¬
haushaltsetats , den wir beim Staatsministerium geneh¬
migen mußten , eine Verschlechterung herbeiführten . Da¬
zu kommen die Nachträge, die wir inzwischen genehmigt
haben . Durch beide verschlechtert sich die Lage um
1 300 680 M . Der Fehlbetrag berechnet sich hiernach auf
15 214 612 M . Bleibt man bei der für das Finanz¬
gesetz üblichen Bilanzierung auf letzten Dezember 1902,
so ergibt sich ein Fehlbetrag von 17 018 368 M .

Sie sehen aus allen diesen Berechnungsarten , daß
immer ein sehr großer Fehlbetrag übrig , bleibt, das eine
Mal 14,8 Millionen , das andere Mal 15,2 Millionen ,
oder unter Berücksichtigung der Rechnungsergebnisse für
1903 10,9 Millionen . Danach stehen wir vor der Tat¬
sache , daß wir in den kommenden Jahren Summen er¬
wirtschaften sollen , um den Fehlbetrag zu decken , den wir
nach den Ergebnissen der früheren Jahre nicht mehr er¬
wirtschaftet haben , und wenn wir nicht eine Erhöhung
der Steuern genehmigen, müßten wir den Grundstock der
Amortisationskasse angreifen . So groß aber ist die Not¬
lage noch nicht , daß wir die letzten Reserven aufbrauchen.
Ich habe in meinem Bericht dargelegt , daß in der laufen -
den Budgetperiode 1904/05 nicht darauf gerechnet wer¬
den kann , daß wir größere Ueberschüsse machen . Daß
dies im Jahre 1904 bezüglich der direkten Steuern nichr
sein kann, ist zahlenmäßig nachgewiesen in dem Berichr
des Abg. Frühauf über das Budget der Steuerverwal¬
tung . Daß sie auch im Jahre 1905 nicht höher sein wer¬
den , kommt daher , daß die Fatierung für das Jahr 1905
im laufenden Jahre erfolgt , und zwar auf Grund des
Einkommenstandes für das laufende Jahr . Daß dies aber
kein günstiges Jahr war , wissen Sie - alle, und außerdem
pflegen die Steuerzahler nach wirtschaftlich ungünstigen
Jahren eine gewisse Reserve in der Fatierung sich anj -
zulegen. Daraus muß man den Schluß ziehen , daß die
Steuerkapitalien im Jahre 1905 keine zu großen Zu¬
nahmen erfahren werden . Es steht auch fest, daß die Ein -
kommenssteuer im letzten Jahre sogar einen Rückgang
zeigte.

Nun könnte man allerdings an die indirekten Steuern
denken . Aus ihnen ist aber für das Jahr 1904 keine
Zunahme zu erwarten , ja sogar nach den Mitteilungendes Herrn Finanzministers aus der Verkehrs - und Bier -
steuer ein Ausfall . Ob sie im Jahre 1905 so stark wach¬
sen werden, daß dadurch das Defizit gedeckt werden könnte,hängt ganz vom wirtschaftlichen Aufschwung ab . Daßaber dieser kein so großer und rascher sein wird , daß das
große Defizit aus ihm gedeckt werden könnte, scheint mir
ganz ausgeschlossen .

Bei dieser Sachlage müssen wir nüchtern den Verhält¬
nissen gegenüberstehen. Dazu kommt, daß wir alle be¬
strebt sind , noch viele Wünsche , die entweder von Ein¬
zelnen oder seitens des ganzen Hauses vorgetragen wur -
den , bis zum nächsten Budget zur Erfüllung zu bringen .

"
Wir haben verschiedene Beschlüsse gefaßt , von denen wir
hoffen, daß sie in Erfüllung gehen werden , die aber , was
nicht verhehlt werden darf , sehr große laufende Aus¬
gaben bringen werden. Aus Rücksicht auf die Zukunft
müssen wir dafür sorgen , daß sie nicht mit Ausgaben der
Vergangenheit beschwert wird .

' Das Gleichgewicht mutz

hergestellt bleiben ; wir dürfen nicht dazu übergehen, in
der Gegenwart auf die Zukunft zu sündigen . Die Auf¬
nahme einer schwebenden Schuld wäre nichts als eim
Belastung künftiger Budgetperioden . Die großen Auf¬
gaben der Zukunft könnten dadurch unmöglich erfüll!
werden . Wollen wir ernstlich durchführen, was wir be¬
schlossen haben, so müssen wir der Großh . Regierung die
Möglichkeit geben , die Mittel flüssig zu machen , und
müssen deshalb die erforderlichen Einnahmen bewilligen.
Die Mehrheit der Kommission schlägt Ihnen deshalb vor ,
der Steuererhöhung zuzustimmen.

Ein Mittel wurde noch vorgeschlagen, nämlich ständige
Staatsschulden aufzunehmen . Das Haus hat sich indes
in seiner Mehrheit früher schon mit der Finanzverwal¬
tung dafür ausgesprochen, daß dem Defizit nicht auf diese
Weise begegnet werden könne . Auf früheren Landtagen
fanden hierüber eingehende Erörterungen statt , und ich
kann deshalb lediglich auf dieselben verweisen. Wenn
man sagt, wir hätten gar keine Staatsschulden , so ist
das richtig in dem Sinne , daß die allgemeine Staats¬
verwaltung keine Schulden hat . Dagegen haben wir eine
von Jahr zu Jahr wachsende Eisenbahnschuld. Nehmen
wir dazu noch für die allgenreine Staatsverwaltung
Schulden auf , so wird die^ auch auf unsere Eisenbahn¬
schuld drücken , und den Kurs der Obligationen ungünstig
beeinflussen. Der Kredit Badens ist tatsächlich dadurch
anr meisten gefestigt , daß wir nur die Eisenbahnschuld
haben.

Von einzelnen Mitgliedern der Mehrheit ist dann eine
Ausnahme ausgesprochen worden , die nicht ganz von der
Hand gewiesen werden kann, bez . der Ausgaben , die nur
einmal erscheinen können und künftigen Generationen zu¬
gute kommen, wie die Rheinregulierung , Oberrheinkanal .
Das sind alles Ausgaben , die sich in ihrer Bedeutung mir
den Ausgaben für die Eisenbahn vergleichen lassen . Das
sind nicht Schulden für die allgemeine Staatsverwaltung ,
nicht Aufgaben , die jede Generation für sich zu lösen , und
für deren Deckung diese beizutragen hat . Wenn jede Ge¬
neration die außerordentlichen Ausgaben durch Schuldauf¬
nahmen decken wollte, so werden wir rasch an eine Schul
denwirtschaft kommen . Bei uns wird die Sache seit 80
Jahren so gehandhabt , daß die Ausgaben des außer¬
ordentlichen Etats durch die Ersparnisse des ordentlichen
Etats gedeckt werden . Das ist auch in andern Ländern
so . Bayern geht sogar noch weiter , indem es in den
außerordentlichen Etat nur Positionen aufnimmt , wenn
Ueberschüsse bereits angesammelt sind . Wir dagegen
bauen die Ausgaben des außerordentlichen Etats nichr
nur auf die vorhandenen , sondern auch auf die erst noch
zu erhoffenden Ueberschüsse auf . Andere Staaten sind
also noch vorsichtiger wie wir . Man sollte also bei dem
jetzigen Modus verbleiben.

Eine Position drückt immer auf die ganze Finanzgeba¬
rung des Staates , das sind die Matrikularbeiträge der
Einzelstaaten . Auch bezüglich ihrer ist auch dieses Jahr
wiederum eine Verschlechterung eingetreten , von jährlich
459 000 M . Nun hat der jetzige Reichstag ja die soge¬
nannte kleine Finanzresorm durchgeführt . Sie wird in¬
des nicht davor schützen , daß wir auch künftig Matriku¬
larbeiträge zahlen müssen . Eine Erleichterung tritt aber
dadurch insofern in der Abrechnung ein , als namentlich
die Ueberschüsse, die sich bei Abschluß des Reichshaushalts¬
etats ergeben, verwendet werden zur Deckung ungedeck¬
ter Matrikularbeiträge , nicht als Einnahmen in den
Etat , wie bisher , eingestellt werden , also den Einzel¬
staaten zugute kommen .

Nun sollte auch an eine Reform der eigentlichen Reichs - >
steuern herangetreten werden , nicht durch Einführung
neuer Steuern , sondern durch die gerechtere Ausstattung
der bestehenden . Im Reichstag ist wiederholt darauf
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aufmerksam gemacht worden , daß die Biersteuer , die
Maischbottichsteuer uud die Kartosfelzuckersteuer reform¬
bedürftig feien . Die Biersteuer berührt uns direkt nicht .
Wenn aber eine Staffelung eingefiihrt würde , so würde
diese Reform höhere Einnahmen bringen . Im Jahre
1887 kam auf einen Hektoliter Bier nur 0,79 M . , im
Jahre 1901 aber , nachdem die Großbrauer inzwischen ihre
technischen Einrichtungen sehr vervollkommnet haben und
dadurch Mehrerträgnisse durch bessere Ausnützung des
Malzes erzielen können , nur noch 0,69 M . auf einen
Hektoliter . Eine richtige Staffelung würde 4 bis 5 Mil¬
lionen Mark einbringen . Auch die Maischbottichsteuer
soll nach den Anregungen des Reichstags reformiert wer¬
den . Wir haben in Baden ein besonderes Interesse dar¬
an , weil diese zu den Ueberweisungssteuern zählt . Die¬
selbe beträgt 10— 12 M . Pro Hektoliter , die Rückver -
gütung für ausgeführten und denaturierten Spiritus be¬
trägt 16 M . ; es werden also 4—6 M . unberechtigte Prä¬
mien bezahlt. Das ergab im letzten Rechnungsjahr stati
des angenommenen Ausfalls von 6 Millionen tatsächlich
einen solchen von 16 Millionen . Wenn die Ausfuhr¬
prämien in ein richtiges Verhältnis gestellt werden , so
könnten wir dadurch viele Millionen hereinbringen . Für
den Kartoffelzucker wird eigentlich noch keine Steuer ge-
zahlt , nur für den Rübenzucker . Man hat früher ein -
gewendet , es sei die Nichtbesteuerung erforderlich, weil
der Kartoffelzucker keine Ausfuhrprämien genieße. Nun
ist die Ausfuhrprämie nach der Brüsseler Konvention
weggefallen und ist die Zeit gekommen , hier eine Gleich¬
heit in der Besteuerung eintreten zu lassen; unter allen
Umständen würden sich dadurch 8— 10 Millionen Mehr¬
einnahmen ergeben. Es handelt sich also durchweg um
Steuern , die nur reformiert , gerechter gestaltet werden
sollten . Auch die Großh . Regierung wird diesen Fragen
näher zu treten haben. Gelingt die Reform , so wird es
wöglich sein , die Matrikularbeiträge entsprechend herab¬
zusetzen .

In der Kommission wurde beraten , ob es nicht möglichwäre , die Steuererhöhung bis zur allgemeinen Steuer -
reform hinauszuschieben. Die Neueinschätzungen der
Grundstücke und Gebäude liegen vor . Eine Ausrech¬
nung, wie hoch der Steuerertrag sein wird , war mir nicht
möglich. Es wäre für uns von Interesse , wenigstens
andeutungsweise zu erfahren von der Regierung , wie sichdie Sache ini nächsten Landtag gestalten wird . Wenn
die Vermögenssteuer in der nächsten Periode beschlossenwird , kann sie aber erst in der darauffolgenden Periode
wirksam werden. Es kann also für unsere Staatskasse
uns mindestens vier Jahre hinaus nichts mehr nützen .Weil wir jetzt abhelfen müssen , können wir uns nicht aufdie kommende Vermögenssteuer vertrösten . Die Kom¬
mission schlägt deshalb vor , die Steuererhöhung , wie sievon der Regierung gefordert wird , zu genehmigen.

Abg , Or . Wilckens: Der Vorsitzende der Koni miss»hat die in Betracht zu ziehenden Verhältnisse sowohl i
gedruckten Bericht als in seinem einleitenden mündlickn
Ertrag bereits so eingehend erörtert , daß ich mich aew paar kurze Bemerkungen beschränken kann . Es
selbstverständlich, daß eine Steirererhöhung nicht populi
M und daß jede Volksvertretung an die Realisirung ein
solchen Gedankens nicht mit besonderer Freude herantrebwird . Ei„ e Steuererhöhung wird naturgemäß mit u
sv größeren Schwierigkeiten zu rechnen haben, wenn 1^

. Äkiten fällt, die als wirtschaftlich glänzend nicht b
Lohnet werden können , in denen - vielmehr noch a
manchen Gebieten eine gewisse Depression herrscht . T
^ rage wird aber doch die sein müssen , ob unt

obwaltenden Umständen eine derartige Maßnahr
mwendig ist oder nicht . Wir auf dieser Seite d
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Hauses haben uns nun im Laufe der Budgetberatungdavon überzeugt, daß diese Frage zu bejahen ist . WieSie aus dem Bericht ersehen, handelt es sich um einen
Fehlbetrag von annähernd 15 Millionen Mark . Wir
glauben nun in einem Augenblick , in dem die An¬
sprüche an den Staatshaushalt nach allen Richtungenim Wachsen begriffen sind , sowohl auf dem Gebiet des
persönlichen als auf jenem des sachlichen Aufwands ,nicht die Hand dazu bieten zu können , daß zur Deckungeines so hohen Fehlbetrags alle unsere Reserven, nament¬
lich auch jene der Amortisationskasse, iu einer Budget -
Periode in der Hauptsache aufgebraucht werden . Wirwürden damit nach unserer Ansicht der Allgemeinheit,namentlich aber auch unseren Beamten , Lehrern und
staatlichen Arbeitern, deren Verhältnisse wir verbessernwollen , einen schlechten Dienst erweise » . Wir würdendamit weiter auch erreichen , daß die Aufstellungdes außerordentlichen Budgets der nächsten Jahremit den allergrößten Schwierigkeiten verknüpft
sein würde. Es ist allerdings zu erwarten , daß ein Teildes herausgerechneten Defizits auf dem Papier stehenbleiben wird . Aber es wird doch aller Voraussicht nachnur ein geringer Teil des Defizits durch die Ueberschüsseder laufenden Periode Deckung finden . Es ist bereits
auf den sehr bedauerlichen Rückgang des allgemeinen
Betriebsfonds hingewiesen worden . Es wurde aber auchweiter betont daß sowohl die direkten als die indirekten
Steuern für die gegenwärtige Budgetperiode keine großen
Ueberschüsse erwarten lassen . Wenn wir aber auch an¬
nehmen , daß das Defizit durch solche Ueberschüsse viel¬
leicht auf etwa 10 Millionen reduziert werden wird , sowürden doch, wenn diese . 10 Millionen aus der Amorti¬
sationskasse allein zu decken wären, die verfügbaren Be¬
stände dieser Kasse , d . h . dasjenige, was über den Betragdes unverzinslichen Darlehens des Domänengrundstocks
hinausgeht , nahezu vollständig konsumiert werden, und
zwar in dieser Budgetperiode. Das wäre eine Konsequenz,die wir als vorsichtige, die Verantwortung für die Finanz -
gebahrung des Staats mittragende Männer nicht in
Kauf nehmen wollen . Da ziehen wir es vor , einer
Steuercrhöhung für die Jahre 1904/05 zuzustimmen,die den Effekt haben wird, daß wenigstens weitere
4 Millionen Mark aufgebracht werden, und die verhindernwird , daß wir den großen Anforderungen, die aller Vor¬
aussicht nach das nächste Budget stellen wird , nicht mit
leeren Kassen gegenüber treten. Wir müssen auch , wie
ich glaube, nachdem wir auf einer Reihe von Gebieten
staatliche Mehrleistungen verlangt haben, den Mut be¬
sitzen , die Konsequenzen daraus zu ziehen bezw . die¬
selben auch nach außen hin zu vertreten . Wenn das ,was wir im Laufe dieses Landtags verlangt haben,
wirklich notwendig ist, so müssen eben dafür
auch die Mittel aufgebracht werden, und wenn es nicht
anders geht, muß dies durch Steuererhöhung geschehen.
Unsere Gemeinden befinden sich ja vielfach in ähnlicherSituation . Auch sie erhöhen , wenn die Anforderungen
steigen , die Umlagen und die Bevölkerung sieht es
wenigstens nach den Erfahrungen , die ich zu machen in
der Lage war , lieber , wenn bei Höheren Umlagen
etwas Tüchtiges geleistet wird, als wenn bei niederen
Umlagen nur das Allernotwendigste geschieht Aehnliche
Gesichtspunkte sollten auch für unser staatliches Leben
maßgebend sein . Die einzige Frage , die unter den
gegenwärtigen Verhältnissen ernstlich in Betracht kommen
iann , scheint mir die zu sein, ob man statt der Steuer¬
erhöhung den Zuschuß aus allgemeinen Staatsmitteln
zur Eisenbahnschuldentilgungskasse in Höhe von 2 Milk,
für die laufende Budgetperiode sistieren will . Es isf
bereits mitgetheilt worden, daß dagegen ernste Bedenken
obwalten. Wird doch das tatsächliche Bedürfnis der
Eisenbahnschuldentilgungskasse für 1904/05 , auch wenn
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wir das günstige Betriebsergebnis des Jahres
1903 zu Grunde legen , noch immer 6 Millionen
hinter den Einnahmen der Kasse Zurückbleiben ,
wenn die Dotation der Eisenbahnschuldentilgungskasse
aus allgemeinen Staatsmitteln in Wegfall käme .

Nun kann vielleicht gesagt werden : wir sistieren einmal
eine Zeitlang die Amortisation und beschränken uns auf
die Verzinsung . Dies ist aber doch kaum zu vertreten,
wenn man bedenkt , daß die Eisenbahnschuld in starkem
Wachsen begriffen ist und daß wir infolge dieses starken
Anwachsens immer höhere Passivzinsen und Tilgungs¬
quoten zu bestreiten haben. Es ist bei der Beratung de?
Eisenbahnbaubudgets schon darauf hingewiesen worden,
daß wir in den nächsten Jahren mit einer Zunahme
unserer Eisenbahnschuld von 20 —25 Millionen Mark
pro Jahr zu rechnen haben und wir also voraussichtlich
nach 3— 4 Jahren bei einer Eisenbahnschuld in der Höhe
von 500 Millionen angekommen sein werden. Diese
Zahlen sind doch ernster Erwägung wert, und wir glau¬
ben es bei dieser Sachlage nicht verantworten zu können ,
wenn man jetzt den Zuschuß zur Eisenbahnschulden¬
tilgungskasse aus allgemeinen Staatsmitteln absetzen
würde. Es wäre gewiß erwünscht gewesen , wenn die
Frage der Steuererhöhung hätte zurückgestellt werden
können , bis einmal die Nermögenssteuerresorm durch¬
geführt ist. Es hat aber bereits der Herr Bericht¬
erstatter betont , daß diese günstigsten Falls erst auf dem
nächsten Landtag zum Abschluß gebracht werden kann ,
und daß ihre Wirkungen erst auf den 1 . Januar 1908
eintreten können . Es ist also noch mit mehreren Jahren
zu rechnen , in denen die Vermögenssteuerreform eine
finanzielle Wirkung nicht ausüben kann , und wir werden
uns eben auf diese Jahre entsprechend einrichten müssen .
Auf die Riichestteuerprojekte, die der Herr Vorredner erörtert
hat, will ich nicht eingehen : ich glaube , wir sind nicht
in der Lage , die bezüglichen Verhältnisse in diesem
Hause voll und ganz zu übersehen , und müssen diese
Dinge dem Reichstag bezw . unseren Reichstagsabge¬
ordneten überlassen. Der Herr Vorredner hat auch
die Frage berührt, ob nicht eine bessere Situation
dadurch herbeizuführen wäre , daß die eine oder
andere größere Aufwendung im Wege der Ka¬
pitalaufnahme gedeckt würde. Er hat sine Ansicht dahin
ausgesprochen, daß einer derartigen Maßregel zu wider¬
raten sei . Ich muß offen gestehen , daß ich
in dieser Richtung nicht ganz mit ihm überein¬
stimme. Ich kann mir denken, daß zur Deckung gewisser
kultureller Bedürfnisse der Staat auch einmal vorüber¬
gehend eine Schuld aufnimmt , möchte dem jedenfalls
aber nur für Ausnahmefälle und nur insoweit das Wort
reden, als es sich um große einmalige Aufwendungen ,
z . B . für Zwecke des Unterrichtswesens oder der Irren-
Fürsorge oder für den vom Herrn Vorredner erwähnten
Oberrheinkanal handelt . Im gegenwärtigen Budget liegen die
Verhältnisse aber nicht so , . daß eine derartige Maßregel
wohl in Frage kommen könnte , und man wird daher die
weitere Erörterung dieser Frage der Zukunft überlassen
können . Ich kann hiernach namens meiner Parteifreunde
nur der Ueberzeugung Ausdruck geben , daß die Steuer¬
erhöhung unter den obwaltenden finanziellen Verhält¬
nissen des Staats als eine Notwendigkeit erscheint , und
ich bin zu der Erlärung ermächtigt, daß wir aus dieser
Seite des Hausesk der Vorlage zustimmen werden.

Abg . Eichhorn : Ich will gleich dort beginnen , wo der
Vorredner ausgehört hat, und da habe ich namens mei¬
ner Parteifreunde zu erklären, daß wir der Steuerer¬
höhung nicht zustimmen . Ich habe bereits in der Bud¬
getkommission den Standpunkt meiner Fraktion darge¬
legt. Die Finanzlage ist vor zwei Jahren und auch dies¬

mal so übermäßig schwarz gemalt worden, und es hat sich
immer herausgestellt, daß daran ein großer Teil über¬
trieben war . Ich meine, daß unsere finanziellen Ver¬
hältnisse wirklich nicht so schlecht stehen , daß wir unbe-
dingt zur Steuererhöhung greifen müßten , bis die all¬
gemeine Steuerreform eintritt u . die erwartete Erlösung
aus gewissen finanziellen Schwierigkeiten bringt . Es ist
die Debatte über unsere badischen Finanzverhältnisse da¬
zu angetan , daß man leicht größere Ausführungen über
die ganze Finanzpolitik der Regierung und das Ver¬
hältnis Badens zum Reich machen könnte . .Angesichts
der Geschäftslage und angesichts der Tatsache, daß die
Finanzdebatte an den Schluß des Landtags fällt uftd
keinen großen Einfluß mehr ausüben kann, weil bereits
der größte Teil des Budgets genehmigt ist, will ich mich
längerer Ausführungen enthalten . Nur einige kurze Be¬
merkungen seien mir gestattet. Daß der Stand der
Reichsfinanzen auf unsere Staatsfinanzen von großem
Einfluß ist , versteht sich von selbst, haben wir doch im
letzten Budgetjahr 10,5 Millionen , also nahezu sin Achtel
unserer ganzen jährlichen Ausgaben , an das Reich zu zah¬
len gehabt. Nun gehen seit Jahren die Bestrebungen auf
eine Reform der Reichsfinanzen und eine größere Sicher¬
stellung gegen die Schwankungen in der Reichsfinanz¬
wirtschaft. Ich kann nicht finden , daß die Reform , die
vom Reichstag beschlossen worden ist, den Erwartungen
entspricht . Der Z 3 , der bestimmte, daß der budgetmäßige
Betrag der von den Bundesstaaten aufzubringenden Ma-
trikularbeiträge in der Regel die im vorhergehenden
Jahre empfangene ' Ueberweisung nicht übersteigen dür¬
fe , ist gestrichen worden . Es bleibt also die alte Un¬
sicherheit bestehen . Nun stehe ich allerdings auf dem
Standpunkt , daß dieser Strich nicht ein Nachteil, sondern
ein Vorteil ist, denn wenn man das Reich auf diese
Weise unabhängig gemacht hätte, so wäre der Einfluß der
Bundesstaaten auf die Reichsfinanzgcbarung wesentlich
geringer geworden. Im Gegenteil , ich wünschte sogar,
daß die Drangsalierung durch das Reich noch größer wird,
damit endlich auch die Bundesstaaten ein kräftiges Wort
gegen die verschwenderische Politik des Reiches finden.

Was unsere einheimische Finanzgebarung anbelangt ,
so stehen uns zwei Wege offen , um das Mißverhältnis
zwischen Einnahmen und Ausgaben zu beseitigen , auf
der einen Seite -das Sparen an Ausgaben , und auf der
andern Seite das Eröffnen neuer Einnahmequellen . Was
das Sparen anbelangt , so würde ich ja damit beim Abg .
Frühauf keinen Anklang finden , ich könnte aber gleich¬
wohl im Budget einse größere Menge von Posten be¬
zeichnen, die sich leicht streichen ließen ohne Gefährdung
des Staats - und des Volkswohles . Wir würden dadurch
eine große Summe erhalten , die wir zur Ausgleichung
zwischen Einnahmen und Ausgaben verwenden könnten.
Was die Eröffnung neuer Einnahmequellen betrifft , so
habe ich mir erlaubt , auf die Frage einzugehen, ob man
nicht gewisse Ausgaben unseres Budgets aus Anleihe¬
mitteln decken könnte . Für mich als Sozialdemokraten ist
es ein doppelt heikles Thema , Sie wissen, daß meine Par¬
teigenossen im Reich und in den Bundesstaaten auf das
lebhafteste gegen die Schuldenwirtschaft ankämpfen. Ich
bin der Meinung , auch hier liegt das Richtige in einer
gewissen Mitte . So wie im Reich die Schuldenwirtschaft
betrieben wird , ist es selbstverständlich , daß eine solche
Finanzpolitik keine gesunde genannt werden kann . Eben¬
so liegt es auch in gewissen Bundesstaaten . Im Reichs¬
tag hat es harte Kämpfe gekostet, bevor endlich ein¬
schränkende Grundsätze herauskamen . Diese Beschränkun¬
gen traten aber nur ein, nachdem die Schuldenwirtschaft
für das Reich ungemein drückend geworden war . Aehn -
lich liegen die Tinge in dem Staat , der während dieses
Landtags wiederholt als - Musterbeispiel angeführt wurde,
in Sachsen . Der Kollege Frühauf hat ja sein spezielles.



Studium den Maximen des Königreichs Sachsen zuge -
wendet. Ich weiß nicht , ob das oft erwähnte Buch von
Georgi auch über die Grundsätze der Anlehenspolitik Auf¬
schluß gibt. Seit 1876 bestehen dort gewisse Grundsätze,
wonach aus Anleihen gedeckt werden Ausgaben , welcheals werbende Kapitalsanlage erscheinen , Ausgaben zur
Beseitigung fortdauernder Staatslasten , Ausgaben zur
Vermehrung und Sicherung des Volkswohlstandes und
Ausgaben für Unglücksfälle, Krieg usw.

Trotz dieser bestimmten Grundsätze trat durch eine
leichtsinnige Landtagsmehrheit eine übermäßige Schul --
denwirtschaft ein . Man machte es dort umgekehrt wie
bei uns , man nahm zu viele Ausgaben des Betriebes an¬
statt auf delr ordentlichen Etat auf den außerordentlichenEtat, um größere Ueberschüsse herauszubekommen . Eines
schönen Tages mußte natürlich diese Komödie szusam-
menbrechen, und es trat dann die Steuererhöhung um25 Proz . ein.

Ich verkenne nicht , daß die Gefahren einer Darlehens -
Wirtschaft nicht gering sind . Aber man darf die zuver¬
sichtliche Erwartung hegen , daß der Landtag die richtigen
Grenzen zu ziehen weiß.

Es gibt zweifellos eine Reihe von Budgetausgaben , dieman ohne Gefahr statt aus laufenden Mitteln aus An¬
lehen decken kann. Ich stelle mich in dieser Beziehungauf den Standpunkt des Kollegen Wilckens , der ja auchbis zu einem gewissen Maße einer Anlehenspolitik zu¬stimmt , aber dabei Vorsicht empfiehlt. Ich brauche nichtzu betonen, daß wir z . V . damit einverstanden wären ,gewisse große Ausgaben allgemeiner Natur , z . B . fürdas Schulwesen , aus Anlehensmitteln zu bestreiten. Dasist keine Inauguration einer ausgesprochenen Schulden¬wirtschaft . Solche Ausgaben liegen im Interesse desVolkes und der Zukunft des Volkes .

Diese eine Quelle, die nur spärlich fließen darf , dieAufnahme von Anlehen, wird freilich nicht allein ge¬nügen . Ich will noch bemerken , daß die Betriebsausgaben
selbstverständl . niemals aus Anlehensmitteln gedeckt wer¬den dürfen . Wenn der Berichterstatter Gießler von einer
ständigen Schuldenaufnahme , die uns aus dem Finanz¬dalles herausbringen soll, sprach , so könnte ich mich dafürin keiner Weise erwärmen . Memals dürfen die laufen¬den Betriebsausgaben , die Beamtengehälter usw. durchständige Schuldenaufnahme gedeckt werden . Etwas an¬deres ist es , wenn die Ausgaben für die Wieslocher Irren¬anstalt oder für das Freiburger Universitätsgebäude ausAnlehensmitteln bestritten würden . Das sind rentierende
Unternehmungen. (Zuruf .) Es gibt auch geistig ren¬tierende Unternehmungen . Für eine reelle Finanzpolitikdleibt allerdings nur die Deckung durch Steuern oder dieSteigerung der Erträgnisse aus den Staatsanstalten"drig , Ueber letztere Frage ist bereits bei Beratung des
Eisenbahnbudgets gesprochen worden . Ein großer^Äl der Mitglieder des Hauses ist da anderer Meinungals wir , aber wir glauben , daß die Eisenbahneinnahmenaurch eine Tarifreform wesentlich gesteigert werden kön-
swn . Das gleiche könnte geschehen durch Schaffung ver¬
schiedener anderer Einrichtungen . Auf Details will ich
^ cht eingehen . Ich kann mich ferner nicht trennen vonem Gedanken , daß unsere Domänen der Allgemeinheit"

.ach nutzbarer gemacht werden können, wenn eine Aus -
enrandersetzung mit der Krone herbeigeführt würde , da-wlt die Domänen nicht Krongut bleiben. Mit dieser

uffassung bin ich freilich bisher nicht auf Gegenliebe
^ stoßen. Es bleibt also schließlich nichts übrig als die

Nun hat der Herr Berichterstatter im An-
fül>

^ Frage einer Reform der Reichssteuern Aus -
i^

^ agen über unsere indirekten Steuern gemacht , denen
^ bntschii>den entgegentreten muß . Wir werden niemals

Ausbau dieses ungerechten Steuersystems zustim¬

men . Es soll volle Gerechtigkeit vor allem auch im Steuer¬
system herrschen . Wenn der Staat Mittel aufzubringen
hat , so soll er es im Wege der direkten Besteuerungtun . Wir schrecken nicht vor einer Steuererhöhung zu¬rück, soweit sie notwendig ist . Wir verlangen aber eine
Politik , die unseren Forderungen bezüglich der Staats¬
aufgaben entspricht . (Abg . Frühauf : Sehr richtig !)Wir können nicht für die Steuererhöhung sein , wenn wir
die Verwendung dieser Staatsmittel nicht billigen können,wenn die Aufbesserung der Lehrer und Staatsangestell -
ten versagt wird . Der Vorwurf , wir verlangten Gehalts¬
erhöhung für die Lehrer usw . , verweigerten aber die
Steuererhöhung , ist ein Fehlschluß . Wenn unsere For¬
derung erfüllt worden wäre , wenn vom 1 . Januar 1905
an Aufbesserungen eingetreten wären , und man uns nach¬
gewiesen hätte, daß andere drnkzende Ausgaben nichtohne Schaden gestrichen werden können , so wäre kein
Sozialdemokrat hier gegen die Steuererhöhung . Das
kommt aber nicht in Frage , denn die Gehaltserhöhungder Lehrer ist auf den St . Nimmerleinstag hinausgescho¬ben i wenn auch das Haus die Erhöhung vom 1 . Januar1906 an verlangt hat , so haben wir eben auf der andernSeite die kategorische Erklärung des Unterrichtsministers ,daß die Großh . Regierung sich nicht auf eine Bindung ein¬läßt . Wir sind also nicht an sich gegen eine Steuer¬
erhöhung, aber unter den jetzigen Umständen können wirihr nicht zustimmen. Die bestehende Schwierig¬keit der Finanzlage datiert auch gar nicht erst von heute.Wir arbeiten schon längere Zeit mit dem Defizit . Daswußte die Regierung . Es hätte eben früher an die Reformherangegangen werden müssen . Ich weiß nicht, wie dieseUeform gedacht ist , ob man den Steuerfuß nach der Schät¬zung der Werte bemessen will . Wäre das der Fall , dannwürde der Einwand zutreffen, daß man erst die Schät¬zung abwarten muß, um festzustellen , wie hoch der ein¬
zelne heranzuziehen ist. Ich denke aber , man wird die
Steuerzahler nach ihrer Leistungsfähigkeit heranziehenmüssen . Die Grundsätze hierzu können aber sofort auf¬gestellt werden. Es wäre also möglich gewesen , die Re¬form früher in Angriff zu nehmen und fertig zu stel¬len . Und selbst wenn ich zugeben wollte, es war dies
nicht möglich , dann frage ich , warum hat man nicht anStelle der allgemeinen Erhöhung um 20 Proz . nur einehöhere Progression vorgeschlagen ? Diese Aenderungwäre ebenso einfach und leicht durchzuführen gewesen , wiediese mechanische Allgemeinerhöhung. Wir sehen des¬halb keinen Grund , der uns veranlassen könnte, für dieseErhöhung zu stimmen .

Es kommt aber noch ein anderer Grund für unsere Ab¬
lehnung dazu. Die Erhöhung ist nur für Einkommen-
und Kapitalrentensteuer vorgesehen . Die Grund - und
Häusersteuer ist nicht einbezogen . (Abg . Frühauf :Kein Wunder !) Kein Wunder , allerdings , wenn mander Großh . Regierung unterstellt , daß sie eine Politik ver¬
folgt , die die ländlichen und die Hausagrarier ganz beson-
ders schützen soll . Diese Politik müßten wir auf das
schärfste mißbilligen. Es scheint in der Tat , wenn die
Großherzogliche Regierung keinen anderen stichhaltigenGkund vorzubringen hat , darauf abgesehen gewesen zusein . Ich habe hier die Denkschrift des Syndikus Land¬
mann in Mannheim über die kommunale Verkehrssteuer .Um zu rechtfertigen , daß die Hausbesitzer zu einer höheren
Verkehrssteuer herangezogen werden, hat der Verfasser
hier ausgeführt :

„Dazu kommt aber weiter, daß der Steuerfuß der staat¬
lichen Grund - und Häusersteuer seit dem Jahre 1877
ständig zurückgegangen ist . Im Jahre 1877 wurde er im
Anschluß an die neue Katastrierung der Grundstücke von
44 auf*28 Pfennig von 100 Mark Steuerkapital herabge¬
setzt,' . 1883 erfolgte eine Ermäßigung auf 26 Pfennig ,
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1886 eine solche auf 18,5 Pfennig , 1892 eine solche auf
15 Pfennig . Während also die Kataster trotz lebhafter
Aufwärtsbewegung der Grundstückswerte stabil blieben,
hat der Steuerfuß der Grund - und Häusersteuer zwischen
1877 und 1892 eine Abschwächung von 293 Prozent er-
fahren , und damit eine eminente Entlastung des Grund¬
besitzes von der direkten Besteuerung bewirkt.

"
(Zuruf . ) So zusammengebrochen waren doch die

Grundbesitzer nicht , daß man ihnen von 1877 bis 1892
eine Steuerermäßigung von 293 Prozent gewähren
mußte . Nun halte man aber dagegen, wie die Werte
in dieser Zeit gestiegen sind . In der Denkschrift über die
Neueinschätzung der Grundstücke und Gebäude wird uns
mitgeteilt : Das Steuerkapital der Grundstücke betrug
früher rund 1297 Millionen . Als neuer Steuerwert ist
angegeben 2150 Millionen , das Häusersteuerkapital ist
gestiegen von 1335 Millionen auf 3261 Millionen . Der
Gesamtsteuerwert der Grundstücke ist gestiegen um 65,76
Prozent , der Steuerwert der Gebäude um 144,28 Pro¬
zent. Trotzdem hat man nun den Grund - und Hausbe¬
sitzern eine Steuerermäßigung von 293 Prozent gewährt .
Und setzt , wo man zu einer allgemeinen Steuererhöhung
kommt, marschieren die Grund - und Hausbesitzer wieder
als die Befreiten auf . (Abg . GießIer : Ihr Einkom¬
men ist berücksichtigt . ) Gewiß , aber hier handelt es sich
um die viel wertvollere Grund - und Häusersteuer. Wenn
man da nicht von einer Ungerechtigkeit zu ungunsten der
Volksmassen reden soll , dann weiß ich nicht , wo man sonst
noch von einer Ungerechtigkeit sprechen soll . Dies sind
also die Gründe , die uns veranlassen, die Steuererhöhung
abzulehnen . Dazu kommt , daß wir die Steuererhöhung
gar nicht für notwendig halten . In der Kommission wurde
angeregt , daß ' die 2 Millionen Staatszuschuß zur Eisen¬
bahnschuldentilgungskasse vorerst gestrichen werden sollen ;
ferner , daß eine schwebende Schuld ausgenommen werden
sollte . Das Experiment mit der schwebenden Schuld
haben wir ja schon oft gemacht . Wenn man berücksichtigt,
daß der wirtschaftliche Aufschwung begonnen hat , daß das
Defizit nicht so erheblich groß sein wird , daß die Steuer¬
reform beschleunigt werden muß , dann ist es kein Risiko
für diese Uebergangszeit , wenn man die Amortisation
der Eisenbahnschuld etwas eindämmt durch Streichung
dieser 2 Millionen . Im Notfall ließe sich dann noch mit
einer schwebenden Schuld aushelfen , und der Betriebsfond
der allgemeinen Staatsverwaltung wird ja auch niemals
aufgezehrt . Von Periode zu Periode machen wir die Er¬
fahrung , daß die bewilligten Mittel iin außerordentlichen
Budget nicht aufgebraucht werden . Es bleiben also be¬
deutende Reserven . Dies ist schließlich auch noch ein
Grund , weshalb wir gegen die Steuererhöhung stimmen .

Abg . Friihauf : Im Laufe der Session wurde uns vor¬
gerechnet , daß verschiedene Abgeordnete Wünsche ge¬
äußert hätten , deren Erfüllung beiläufig 21 Millionen
mehr kosten würde . Von allen diesen Wünschen geht ja
kein einziger in Erfüllung . Ob dies künftig der Fall sein
wird , steht auch dahin . Immerhin , etwas wendet der
Landtag allen denjenigen zu , die sich um Verbesserung
ihrer Lage an ihn gewandt haben, und sei es auch nur
eine Erhöhung ihrer Lasten. Auch das hat sein Gutes :
Es werden die Petenten gezwungen werden, darüber nach¬
zudenken , ob die Behauptung , daß unsere Finanzlage
eine Steuererhöhung notwendig machte , richtig ist , und ob
das sehr einfache , aber weder neue, noch besonders geniale
Mittel der Steuererhöhung wirklich das einzig übrig
gebliebene Mittel gewesen ist , um der angeblich schlech¬
ten Finanzlage abzuhelfen . Auf einem Gebiet wie die¬
sem spielt selbst der Glaube eine große Rolle. Wenn ich
Nachts in den Wald gehe mit einem Revolver in . der
Tasche , den ich für nicht geladen halte , und ein verdäch¬

tiges Geräusch höre, so bin ich leicht geneigt, zu befürch¬
ten , daß ich auf der Strecke bleiben werde, weil ich wehr-
los bin . Die Tatsache, daß der Revolver sechsläufig ge¬
laden ist, ich aber davon nichts weiß , ändert an meiner
Lage nichts. Umgekehrt ist es selbstverständlich das¬
selbe . Sowohl in Berlin wie in Karlsruhe ist es nichts
neues , daß die Vorstellung , ob der Revolver geladen ist
oder nicht , blitzschnell wechselt , je nach den Kulissen , die
um den aufgebaut sind , der mit dem Revolver zu operieren
hat . Ich erinnere an die komische Szene im Reichstag
vor einigen Jahren , wo der Staatssekretär vor Bewilli¬
gung der neuen Marineforderungen sagte : Was wollen
Sie mir neue Steuern aufdrängen : Wir wissen ja gar
nicht , wohin mit dem Geld ! Der gleiche Mann hat , als
die Marinevorlage bewilligt war , die Finanzverhältnisse
des Reichs so in Schwarz gemalt , daß man geneigt war ,
zu glauben , daß das Reich in Zahlungsschwierigkeiten ge¬
raten würde . Demgegenüber müssen die Tatsachen ins
Feld geführt werden . Die heute herrschende Auffassung
ist , als ob unsere Finanzlage durch vorübergehende
Schwankungen in den Steuereinnahmen ins Wanken ge¬
raten könnte .

Meine Absicht ist , zum Nachdenken anzuregen , ob diese
Auffassung berechtigt ist . Es ist diese Frage nicht deshalb
so wichtig , ob 2 Millionen mehr oder weniger Steuern
erhoben werden , sondern deshalb , weil kaum mehr ein
Tag vergeht, an welchem nicht die Erörterungen schließen
mit dem Hinweis auf die Finanzlage , an welchem nichl
die Finanzlage das entscheidende Argument abgibt , ob
man sich für oder gegen eine Forderung ausspricht . Allein
diese Auffassung halte ich für durchaus falsch. Wer das
große Werk unseres verstorbenen Finanzministers gelesen
hat , muß zur Ueberzeugung kommen , daß unser Staats¬
haushalt auf so solider Grundlage beruht , daß die bei¬
läufigen Schwankungen einiger Steuerjahre in normalen
Zeiten so wenig Einfluß auf den Lauf unseres Staats¬
schiffs machen können, wie etwa ein Vergnügungsboot ein
großes Dampfschiff zum Schwanken oder aus seinem Kurs
bringen kann . Nicht höher vermag ich die Steuerschwan¬
kung in unseren Steuererträgnissen zu beurteilen . Ich
sage mir , ein Volk , das , wie das deutsche, in den Jahren
1896/1900 gezeigt hat , daß , wenn man ihm die Zügel
der Zoll - und Handelspolitik einigermaßen frei läßt ,
etwas erreicht, was die Bewunderung der ganzen Welt
hervorruft , braucht nicht die Flügel hängen zu lassen ,
wenn im Zusammenhang mit den natürlichen Schwan¬
kungen auf dem Weltmarkt einige Jahre der Stagnation
und des Rückschlags entstehen. Der Staat hat sich sagen
müssen , so wie im Jahre 1895 bis 1900 kann es sicher
nicht weiter gehen , es muß auch einmal ein Rückschlag
kommen . Es muß deshalb scharf darauf hingewiesen wer¬
den , daß unsere Steuererklärungen auf den letzten drer
Jahren Lasieren , die durch den Stillstand in der wirt¬
schaftlichen Lage gekennzeichnet sind . Wir dürfen ferner
erwarten , daß jetzt mit der Besserung des Geschäftsgangs
die Steuererklärungen der Jahre 1905/06 ein günstige¬
res Ergebnis aufweisen werden . Nun wird uns gesagi ,
ja wir haben keinen Reservefonds . Dem möchte ich ent¬
gegenhalten , daß wir eine Amortisationskasse haben, die
geschaffen worden ist, um unsere Schulden zu tilgen , die
ihren Zweck aber gar nicht erfüllen kann, weil wir eben
keine allgemeinen Staatsschulden haben . Es ist nun in
der Kommission gesagt worden , andere Länder haben auch
die Steuererhöhung durchgeführt , so auch Sachsen. Der
Abg . Eichhorn hat bereits darauf hingewiesen, daß Sach¬
sen nicht zum Vergleich herangezogen werden könne .
Denn Sachsen hat bereits Aufgaben erfüllt , die für uns
voerst noch Wünsche sind , so z . B . die Verstaatlichung auch
des Kleinbahnnetzes und die Erbauung der Lokalbahnen
durch den Staat , wodurch Sachsen ein Kulturwerk ersten



Ranges geschaffen hat . Es ist in der Kommission auch
auf Bayern hingewiesen worden . Ich habe heute ge¬
lesen, daß die bayerische Kammer für den Ausbau des
Lokalbahnnetzes 38 Millionen bewilligt hat . Daß unser
Defizit von 14 Millionen zusammenhängt mit den Reichs¬
finanzen, ist von verschiedener Seite bereits hervorge¬
hoben worden . Die Herren in unserem Hause, die auch
im Reichstag sind , hätten allen Anlaß gehabt, gegen die
wachsenden Ausgaben des Reiches ein Veto einzulegen.
Erst vor wenigen Tagen hat man im Reichstag mehrer,-
Millionen für Kolonialbahnen bewilligt , während wir im
eigenen Lande noch nicht einmal die nötigsten Bahnen
haben .

Ich komme nun zur Frage : woher kommt dieses Defizit ?
Ich habe hier eine Zusammenstellung über die Ausgaben
des außerordentlichen Baubudgets aus den Jahren 1892
bis 1902 . Der Gesamtaufwand betrug in diesen Jahren
65 Millionen . Es handelt sich um Aufwendungen , die
aus laufenden Mitteln bestritten werden . Wo besteht
eine Analogie , daß ein derartiger Aufwand aus laufen¬
den Mitteln bestritten und sofort nnt der ganzen Summe
abgeschrieben wird ? Wenn sich das ein Staat , wie Ame¬
rika , der in Geld schwimntt , erlaubt , so kann man nichts
sagen . Wenn es aber ein kleiner Staat tut , der bei den
großen Kulturaufgaben nicht aus dem Vollen schöpfen
kann , so muß er in Bezug auf seine Bauten die Frage
sich vorlegen, ob es gerecht ist, die derzeitige Generation zu
zwingen , unter Zurückstellung aller sonstigen Bedürfnisse
ihr Geld in Stein anzulegen , statt daß auch die kom¬
mende Generation ihr Scherflein dazu beitrage . Es
wurden in diesen zehn Jahren 4,5 Millionen für Gerichts¬
und Amtsgefängnisgebäude verwendet , eine weitere Mil¬
lion für die drei Landesgefängnisse, für die drei Hoch¬
schulen 7,8 Millionen , darunter auch für die Universitäts¬
bibliothek Freiburg , die zwar an sich ein herrlicher Bau
ist , von der man aber wohl sagen kann , daß sie ein Zei¬
chen ist für den Kunstsinn und die Pekuniäre Opferfreudig¬
keit einer Generation , so daß die Kosten hierfür auch wohl
von den künftigen Generationen , die daran mitgenießen ,
mitgetragen werden können . Es wurden dann 3,5 Mil¬
lionen für Bezirksamtsgebäude und 3,2 Millionen für
Irrenanstalten verwendet.

Ich finde weiter für das Erbgroßherzogliche Palais hier
1700 000 M . , also für einen Bau , dessen Ausgaben in
längerer Zeit hätten getilgt werden können. Statt dessen
ist er einfach in den Jahren 1892 bis 1897 aus laufen¬
den Mitteln erstellt worden . Ich sehe weiter für Forst¬
amtsgebäude nahezu 1 Million . Ich habe auch schon in
der Budgetkommission erklärt , daß z . B . das Forstamts¬
gebäude in Philippsburg nicht nur den Neid der Besitz¬
losen , sondern auch der Besitzenden geradezu heraus¬
fordert . Einen ähnlichen Bau gibt es in ganz Philipps
bürg nicht . Auch der Herr Regierungsvertreter hat in
der Kommission damals zugegeben, daß das Gebäude den
Eindruck eines Herrensitzes mache , nicht den eines Ge¬
bäudes für Dienstwohnungen und Bureauräume . Ich
bin nun weit entfernt , deshalb einen Tadel aussprechen
zu wollen. Es schadet nichts , wenn der Staat für die
Bautätigkeit einer Gemeinde durch ein sehr gutes Bei¬
spiel Anregung gibt , so jämmerlich sind seine

' Mittel nicht .
Nicht berechtigt ist aber der Staat , die Mittel für solche
Bauten aus laufenden Steuererträgen zu schöpfen und
dafür dringendere Bedürfnisse, beispielsweise den Aus¬
bau unseres Kleinbahnnetzes, von Jahr zu Jahr zurück-
Mverschieben . Ich sehe weiter für die Anstalt in Mos¬
bach ,md in Pforzheim für schwachsinnige Kinder 400 000
Nkark , für das Heidelberger Schloß über 1 Million . Wir
restaurieren doch das Heidelberger Schloß nicht für uns ,
sondern es soll etwas für Jahrhunderte geschaffen wer¬

den, was dem Sturm der Zeit Trotz bieten kann ! Es
ist deshalb unverständlich, warum wir allein die Mitte :
hierfür aufbringen sollen . Diese Art Bauten gehören
doch nicht zu den regelmäßig wiederkehrenden ! Wir
haben dann über 2 Millionen Zuschüsse aus laufenden
Mitteln bewilligt für unsere Kleinbahnen . Ich will gegen
diese Zuschüsse an sich gewiß nichts einwenden , nur wirr -
den sie leichter durch Anleihe aufgebracht werden , als
aus laufenden Mitteln , und deshalb wohl sind sie nur
im Anfang der zehn Jahre zu finden , während seit 1890
nichts mehr geleistet wurde . Ich sehe weiter für das
Hoftheater 565 000 M . , für die Restauration des Mann¬
heimer Schlosses 1 366 000 M . , für die beiden Salinen¬
verwaltungen 1 Million Mark , für Forst - und Forst¬
wartshäuser nochmals 180 000 M . , für die Brauerei
Rothaus 162 000 M . , für das Domänenamt Emmen¬
dingen 206 000 M . Ich nehme an , daß es schön ausge -
fallen ist, aber die Ausgaben hätten ganz gut auf 20
Jahre verteilt werden können . Weiter für das Schloß
in Rastatt 264 000 M . , für das Gesandtschaftsgebäude in
Berlin 1400000 M . Unter diesen letzteren Positionen
finde ich keine, von der wir nicht Wohl alle einstimmig
der Meinung sind , daß solche Positionen aus Anleihe¬
mitteln , und nicht aus laufenden Mitteln bestritten wer¬
den sollten. Ich sehe dann weiter für das Dienstgebäude
der Oberrechnungskammer, den Verwaltungsgerichtshw
und das Generallandesarchiv 577 000 M -, für das Schloß
in Bruchsal 213 000 M.

Ich habe Ihnen nur die wesentlichsten Posten zusam-
mengestellt . Viele sind , wie ich ohne weiteres zugebe,
mit Recht aus laufenden Mitteln bestritten worden . Eine
ganze Reihe von Positionen aber ergibt , wenn man sie
addiert , jedenfalls einen erheblich höheren Betrag als
das von uns vorgerechnete Defizit . Ich sage deshalb :
rechnerisch besteht das Defizit , cke knete ,
abernicht , es stecktin denBauten , die in den
letzten zehn Jahren ziemlich luxuriös erstellt worden sind .
Auf die beiden Budgetperioden von 1896/1900 ent¬
fallen 26,8 Millionen , auf die beiden vorhergehenden 17
Millionen u . auf die nächst vorhergehenden bis 1890 zu¬
rück etwa 18 Millionen . Insbesondere ist in den Jahren
1898 bis 1902 ein Betrag verbaut worden , wie noch nie¬
mals zuvor im badischen Staatshaushalt . Daneben fin¬
den Sie einen außerordentlichen Eisenbahnbauetat von
165 Millionen für dieselbe Zeit , während unsere Eisen¬
bahnschuld nur zugenommen hat , von 328 auf 410 Mil¬
lionen . Wie man angesichts dieser Situation behaupten
kann, unsere Finanzlage sei eine ernste, ist mir schlechter¬
dings unverständlich. Hätte man vor 20 Jahren diese
Leistungen der Kammer als Programm unterbreitet , so
hätte man ein Freibillet für eine der oben genannten An¬
stalten ohne weiteres bekommen : allein 165 Mill . in zehn
Jahren bei der Eisenbahn zu verbauen und 66 Millionen
in anderen Bauten , das sei ganz unmöglich, das würde
der badische Staat nun und nimmermehr leisten können !
Er hat es aber geleistet , also hat er sich auf der andern
Seite durch diese Aufwendungen auch entsprechende Ver¬
mögenswerte geschaffen. Tenn diese Aufwendungen sind
doch nicht sozusagen weggeworfen; namentlich bezüglich
der Aufwendungen für Eisenbahnzwecke kann man nach
den regelmäßigen Ergebnissen unserer Eisenbahnen für
jede darin angelegte Million wohl behaupten , daß die
beste Bank bis heute immer noch die Eisenbahn gewesen
ist, von all den Banken, bei welchen der Staat seine Gel¬
der angelegt hat . Ich zweifle nicht , daß , wenn der Staar
zu der von mir empfohlenen Politik übergehen wird , auch
die Volksschule nicht anders zu betrachten sein wird als
eine Bank, der er ruhig sein Kapital anvertrauen kann ,
deren Zinsen sich durchaus dem landesüblichen Zinsfuß



nach jeder Richtung hin gleichstellen können . Er wird
jedenfalls niemals über diesen Schritt Reue empfinden.

Wenn wir unseren Etat unter besonderer Berücksichti¬
gung des Bauetats vom Standpunkt des Großgeschäfts-
manns aus betrachten, so werden wir unmöglich zu der
Auffassung kommen können, daß wir einer ernsten, ge¬
spannten Finanzlage gegenüber stehen . Wir dürfen mit
Stolz daraus Hinweisen , daß unser Etat in den letzten
10 oder 20 Jahren auch hier einen ungeheuren Sprung
vorwärts gemacht hat , einen Sprung , der noch um so be¬
deutsamer ist , als unsere Vorgänger Ende der siebziger
Jahre gedacht haben , mit der Tilgung der damaligen ba¬
dischen Staatsschuld aus Mitteln der französischen Kriegs¬
entschädigung sei ihnen schon aus finanziellem Gebiete
der große Wurf so gut wie gelungen . Die nachfolgenden
Jahrzehnte haben aber dieses Resultat noch um ein bedeu¬
tendes übertrofsen , so daß wir , wie gesagt, die vorhin aus¬
gesprochene Auffassung nicht genug bekämpfen können
— im Interesse der Generation , die nachher kommt , die
eben mit dieser Auffassung durch den dunklen Wald gehen
soll , die einen geladenen Revolver in der Tasche hat und ,
wenn sie von diesem geladenen Revolver Gebrauch macht ,
ganz anders wird auftreten können mit Selbstvertrauen
und nicht mit der Zaghaftigkeit , die auch im Besitze der
besten Waffe dieselbe streckt , bevor überhaupt der Kamps
begonnen hat . Dieser unzweifelhaft richtige Gedanke wird
— dafür sind schon jetzt Anzeichen vorhanden — seinen
Weg machen .

Die Neuanschaffungen bei unseren Liegenschaften er¬
geben auch , daß auch das ungeheure Staatsvermögen , was
in Gebäuden , Gärten , Domänen , Gütern und nicht zuletzt
in Wald sich repräsentiert , selbstverständlich teilgenommen
hat an der allgemeinen Steigerung der Werte . Das
gleiche ist deshalb selbstverständlich der Fall beim Staats¬
kredit, bei der Kreditfähigkeit des Staates seinen Gläu¬
bigern gegenüber . Die Meinung also , daß diese Gläu¬
biger jemals auf den Gedanken kommen könnten, als sei
ihr Geld beim badischen Staat nicht sicher angelegt , war
jedenfalls nie so sehr von der Hand zu weisen als im
gegenwärtigen Augenblick .

Was ferner unsere Eisenbahnschuld anlangt , so kann
ich wirklich nicht finden , daß eine Belastung unserer Eisen¬
bahn mit 410 oder selbst mit 500 Millionen gegenüber
einem Werte von 860 Millionen irgendwie zu Bedenken
Anlaß gibt . Diese Schuld repräsentiert nur eine erste
Hypothek bei diesen Unternehmen , und ich habe
noch nie gehört , daß die Anlage einer ersten Hy¬
pothek bei einem unsoliden gewerblichen Unternehmen —
und das ist die Eisenbahn — irgend wie zu Bedenken
Anlaß gegeben haben soll . Warum soll das , was keine
Privateisenbahn , kein großes Unternehmen als gefährlich
bezeichnet und ohne alles Bedenken vornehmen wird , hier
beim Staat bedenklich sein ? Dazu ist kein Grund er¬
sichtlich .

Ich kann deshalb auch nicht zugeben, daß wir , wenn
wir jetzt durch Anlehen die außerordentlichen Bedürfnisse
decken würden , auf die Zukunft hin sündigten , wovor der
Berichterstatter uns gewarnt hat . Gesündigt hat ein
Staat wie Hessen , der für solche Zwecke zu wenig aufge¬
wendet hat , und dessen Souveränität am empfindlichsten
Schiffbruch gelitten hat . Die Hessischen Bahnen waren
derart heruntergekommen , daß das ganze Land aufatmete ,
als endlich der Betrieb in einen leistungsfähigen umge¬
wandelt wurde . Ich habe mich während der letzten beiden
Tage des Gefühls nicht erwehren können , daß wenn so viel
gesprochen worden ist von der verhängnisvollen Wirkung
der toten Hand , wir im Begriff sind , an einer Finanzpolitik
festzuhalten, die eine verzweifelte Aehnlichkeit mit einer
derartigen Politik haben wird . Diese ungeheuren Sum¬

men aus einem verhältnisnräßig kleinen Volk herauszu -1
ziehen und sie in solchen Steinhaufen festzulegen, Wiel
dies bei diesen Lurusbauten der Fall war , das ist doch !
wirklich ein die Leistungsfähigkeit der Steuerzahler schwer »
bedrohendes Experiment . s

Wenn man diese Politik fortsetzt , wird man unzweifel̂
Haft erleben, daß ungeheuere Vermögensmassen aufge^
häuft werden , die Einzelnen aber , die sie reproduziere!^
sollen , in Verlegenheit kommen , wo sie das erforderliches
Betriebskapital hernehmen sollen. Ich bitte dann , einei^
Blick aus unfern diesjährigen Etat zu werfen . Wir habeiN
nicht nur erlebt , daß er sich nicht verschlechtert hat , sondern ^
daß wesentliche Verbesserungen eingetreten sind . Ich Hebel
die Grundbuchgebühren mit 300 000 Mark hervor . Dannl
haben unsere Eisenbahnen ' 1903 4 Millionen netto Mehr-Z
einnahmen gebracht , also genau die Summe , die durchl
eine Steuererhöhung gedeckt werden sollte . Wenn der Ver-l
fasser jenes Erhöhungsvorschlages die Sicherheit gehabtl
hätte , daß diese 4 Millionen eingehen würden , so würde!
er sich diese Steuererhöhung doch noch einmal sehr genau!
überlegt haben . Jedenfalls muß die Großh . Regierung j
sich rechtfertigen, wie sie diese 4 Millionen Mark in Etn - i
klang bringen will mit der Forderung , unser Defizst
durch eine Steuererhöhung zu verbessern . Diese Forde - ^
rung müssen wir um so energischer aufstelltzn , als Wir¬
rnissen, daß -die Großh . Regierung nicht beabsichtigt , diese
4 Millionen zur Befriedigung irgend welcher neuer
Wünsche zu verwenden . Wenn der Voranschlag Recht be¬
halten hätte , und die 4 Millionen nicht eingegangen
wären , dann hätte bei einer Steuererhöhung niemand
etwas gefunden . Heute denkt kein Mensch daran , auS
dieser Mehreinnahme die Konsequenzen zu ziehen . Man
steckt sie einfach in die Kasse . Das berechtigt mich , von
Thesaurierungspolitik und Plusmacherei zu sprechen .
Man könnte ja sagen, diese 4 Millionen sind ein Glücks¬
herbst gewesen , der nicht wiederkommen wird . Aber wir
stehen jetzt schon im sechsten Monat von 1904 , alle Mo¬
natsausweise haben bewiesen , daß auch dieses Jahr min¬
destens dasselbe Ergebnis haben wird . Es macht einen
peinlichen Eindruck, wenn dem Land kurz vor Torschluß
der allgemeinen Steuerreform eine Steuererhöhung vor¬
geschlagen wird . In der Kommission wurde gesagt, sie ser
nur für zwei Jahre beabsichtigt . Allein in der Ersten
Kammer haben wir schon das Echo gehört , daß diese Auf¬
fassung bereits fallen gelassen ist : kein Mensch denkt daran ,
daß . die Steuererhöhung jemals vor 1908 wieder rück¬
gängig gemacht werden wird . Diese Steuererhöhung ist
ein Vorschuß auf die Reform und eine Ausnahmsbesteue -
runq , wie Abg . Eichborn mit Recht ausgeführt hat . Ich
müßte es als ein Gebot der Gerechtigkeit betrachten, wenn
die Herren , die die Erhöhung für so notwendig halten ,
die Hand dazu geboten hätten , daß alle direkten Steuer¬
zahler gleichmäßig nach ihrer Leistungsfähigkeit herange -
zogen würden . Davon habe ich nichts gehört und habe
deshalb den Eindruck bekommen , daß es auch hier wieder
sich um einen Vorstoß einer latenten Mehrheit der beiden
großen Parteien in der Kammer handelt mit spezifisch
agrarischem Beigeschmack. Schließlich wurde uns gesagt,
wenn ihr Ausgaben machen wollt , müßt ihr auch Ein¬
nahmen bewilligen.

Der Abg. Goldschnitt hat gesagt, mein Grundsatz sei
falsch, daß erst die Ausgaben und dann die Einnahmen
bewilligt werden müßten . Umgekehrt seis richtig . Ja
im Privathaushalt mag das sein, nicht aber im Staats¬
haushalt . Ich bleibe dabei, daß wir durchaus berechtigt
sind , zu sagen , so lange die Großh . Regierung nicht sagt ,
wir wollen die Ausgaben auch wirklich machen , die ihr
wünscht , so lange haben wir keine Veranlassung zu einer ,
künstlichen Steigerung der Staatseinnahmen . Ich stehe



auf dem Standpunkt , hier mutz Zug um Zug geleistet
werden . Wenn die Grotzh . Regierung bereit ist , auf den
oder jenen Wunsch einzugehen, so ist es selbstverständlich
Pflicht der Volksvertretung , die erforderlichen Mittel zu
schaffen . Ich stehe durchaus aus dem- Standpunkt des
Abg . Eichhorn, daß man niemals für laufende Bedürfnisse
Schulden machen soll . Es wird uns gesagt, das einzige
Mittel , das wir angeben, die Streichung des Zuschusses
zur Schuldentilgungskasse, ist nicht gangbar . Schon in
der Kommission habe ich gesagt, daß Abg . Wilckens , ent¬
gegen seiner bestimmten Weigerung noch vor zwei Jahren ,
mit der Streichung dieses Zuschusses jetzt ausdrücklich zu
rechnen erklärt hat . Der Gedanke hat also Schule ge¬
macht. Der Herr Finanzminister hat aber seinerzeit Recht
gehabt , als er sagte , ich würde dafür keine drei Mann
zusammenbringen können. Heute wird der Gedanke von
einer Reihe von Kollegen geteilt , von andern sehr ernst¬
haft erwogen. Die Herrn werden durch die Macht der
Tatsachen gezwungen werden , dieser Frage ernst¬
haft näher zu treten und die Schuldentilgungskasse nicht
länger aus allgemeinen Mitteln der Steuerzahler zu ali -
mentieren. Zu diesem Vorschlag bin ich gekommen, selbst¬
verständlich auf umgekehrtem Weg, ausgehend von dem
Gedanken , daß unsere Eisenbahnverwaltung in der Lage
ist, ein finanziell ungleich günstigeres Ergebnis zu er¬
zielen, . und um diesen Gedanken Vorspann zu leisten, war
es nötig , an die Gesamtheit zu appellieren , daß sie der
Eisenbahn die Krücke, hinter der sie ihre gesunden Beine
verbirgt , durch Verweigerung der 2 Millionen entzieht
und durch eine gesunde Tarifpolitik die Eisenbahnein¬
nahmen zu verbessern sucht. Die 2 Millionen werden ver¬
wendet zur Tilgung von Eisenbahnobligationen , und wir
erleben das Schauspiel, daß der Gläubiger , auf den das
Los fällt , nur ungern seine Obligation abgeben will . Aus
der andern Seite sehen wir , daß die Bevölkerung auf die
Erfüllung ihrer berechtigten Wünsche verzichten mutz , nur
um diesem Schreckensgespenst der Eisenbahnschuld 2 Mill .
opfern zu können . Es ist lediglich die süße Macht der Ge¬
wohnheit, die aufrecht erhalten werden soll . Deshalb
schlage ich die Streichung der 2 Millionen vor und hoffe ,
daß ich damit auch unter den beiden großen Parteien des
Hauses Anhänger finde . Wenn wir hinauskommen und
gefragt werden, warum wir nichts erreicht haben , so
müssen wir immer die Antwort geben, die Grotzh . Re¬
gierung hat erklärt , daß sie nicht will , und die Kammer
kann nicht . Hier aber wäre ein Weg, der es ermöglichte,
eine Anzahl von Wünschen zu erfüllen . Ich appelliere an
jeden , der beim Eisenbahnbaubudget die Wünsche seiner
Gegend so lebhaft vorgetragen hat , ebenso an diejenigen,die die Eisenbahnerpetitionen so warm befürwortet haben.
Vichts von alledem geschieht, und draußen heißt es dann ,
daß wir mit Wohlwollen die Wünsche behandelt haben,
wir sind aber nicht in der Lage gewesen , eure Wünsche zur
Geltung zu bringen . Verfassungsmäßig aber haben wir
m solchen Fällen gegenüber der Großh . Regierung kein
anderes Recht, als daß wir auftreten und sagen, wir sind

Ansicht, daß die Erfüllung dieser Wünsche uns wich¬
tiger ist, als daß den Staatsgläubigern 2 Millionen weiter
aus der Hand genommen werden . Was sollen da die
armen Hinterbliebenen der Lehrer denken , was die armen
Gemeinden , die an den großen Umlagen zu leiden haben,
jo daß die Volksschule immer mehr zurückgeht? Was soll
oas Publikum davon denken , wenn nicht einmal das
nötigste geschieht, um unsere Amtsgerichte auf die unbe-
^ulgt nötige Höhe zu bringen ? Ich fürchte, daß auf Liese
^ ise am falschen Orte , gespart ist , und das Publikum
jwaußen ist fast durchweg auch dieser Ansicht . Die Leutew Karlsruhe empfinden es schwer, daß am Amtsgericht
^ bi Richter zu wenig sind , und daß der . Staat die
° or Richterstellen nicht schafft und das Publikum seine

teuete Arbeitszeit vergeuden mutz . Was sollen die Ge¬
meinden denken , die der Abg . Hauser durch seine Inter¬
pellation in den Vordergrund gerückt hat ? Wenn ich der
Abg. Hauser wäre , so würde ich so lange gegen die Steuer¬
erhöhung stimmen, bis mir auf meine Interpellation eine
genügende Antwort zuteil geworden wäre .

Ich glaube den Beweis erbracht zu haben , daß die
Gründe , die mich für meine ablehnende Haltung bestimmt
haben, durchaus sachlich und einer Prüfung wert sind , und
daß mir nichts ferner liegt, als persönliche Angriffe zu
machen . Ich verlasse mich auf die Logik dieses Gedanken¬
gangs und bin überzeugt, daß dieser Gedanke in den
nächsten zwei Jahren seinen Weg im Lande machen wird ,und auch die Großh . Negierung veranlaßt wird , ihm nahe¬
zutreten . Daß die junge Mannschaft bei den Junglibe¬ralen , Jungdemokraten usw . auf dem Boden steht, daß ihrmit einer solchen Finanzpolitik nicht gedient sei, ist ein
Beweis dafür , daß unsere junge Mannschaft instinktiv
herausfühlt , daß sehr wichtige Lebensinteressen unseresVolkes im großen vernachlässigt worden sind , und daß ,wenn dies weiter geht , der kommenden Generation schwere
Schäden drohen, die nicht mehr reparabel sind.

Präsident des . Finanzministeriums Geh . Rat Becker :
Nachdem die Redner fast aller Parteien zur Steuererhöh¬
ungsvorlage Stellung genommen haben , möchte ich zunächst
meiner Befriedigung darüber Ausdruck verleihen , daß die
beiden großen Parteien sich , wenn auch schweren Herzens ,bereit erklärt haben , der Steuererhöhung zuzustimmen ,
daß sie anerkannt haben, daß bei der gegenwärtigen
Finanzlage eine weitere Anspannung der Steuerkrast nicht
zu umgehen ist . Es ist auch der Großh . Regierung nicht
leicht geworden, mit dem Vorschlag der Steuererhöhung
vor das Haus zu treten. Entschieden gegen die Vorlage
sind nur die Redner der demokratischen Parteien aufge¬
treten . Sie haben in erster Linie bestritten , daß ein
wirkliches Defizit bestehe . Es sei nur ein rechnungsmäßiges ,
kein tatsächliches Defizit . Der Herr Abg . Eichhorn hat
von einer Schwarzmalerei gesprochen , die man vom Re¬
gierungstisch gewohnt sei , und der Herr Abg . Frühauf
hat auf ähnliche Vorgänge im Reichstag hingewiesen , wo
die Regierung die Finanzlage vor dem Jahre 1900
glänzend, nach dem Jahre 1900 dagegen nicht düster
genug habe malen können . Ich kann mit diesem Stand¬
punkt nicht rechten . Wer glaubt , daß unsere Finanzlage
gut und ein wirkliches Defizit nicht vorhanden sei , dem
fehlt entweder das Verständnis für unseren Staatshaushalt ,oder er will nicht sehen , was jeder Mensch mit offenen
Augen sehen muß . Daß die Finanzlage im Reiche vor
1900 günstig, nach dem Jahre 1900 aber ungünstig
dargestellt worden ist , war den Tatsachen durchaus ent¬
sprechend , wie es auch bei uns keine Schönfärberei , son¬
dern nur die volle Wahrheit war , wenn wir die Lage
unserer Finanzen vor 1900 als gut bezeichneten. Nach
dem Jahre 1900 sind aber die Verhältnisse ganz andere
geworden, wie auch in diesem Hohen Hause des öfteren
anerkannt worden ist . Die Behauptung also , daß wir
uns überhaupt nicht in einer schlimmen Finanzlage be¬
fänden, ist jedenfalls ganz unbegründet. Die Herren
Redner der demokratischen Partei haben dies auch indirekt
selbst insofern zugegeben , als sie ihrerseits nach den Ursachen
der jetzigen schwierigen Finanzlage geforscht haben , was
doch gewiß nicht nötig gewesen wäre, wenn eine solche
nicht vorhanden wäre.

Der Herr Abg. Frühauf hat uns eine große Reihe
von Neubauten aufgezählt, die wir in den letzeen Jahr¬
zehnten mit dem ungeheuren Aufwand von 65 Millionen
ausgesührt hätten, so daß es kein Wunder sei , wenn es
nunmehr an allen Ecken und Enden fehle und der badi¬
sche Staat die notwendigsten Kulturaufgaben nicht mehr
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erfüllen könne . Ich will auf die Liste dieser Bauten nicht

eingehen . Man hätte aber von einem Abgeordneten

füglich erwarten dürfen , daß er nicht alles kunterbunt

durcheinander wirft ( Zuruf : Sehr richtig !) , Gebäude der

allgemeinen Staatsverwaltung und Gebäude des Domänen¬

grundstocks . Da kann man natürlich auch Dinge vor -

zaubern , die der Wirklichkeit nicht entsprechen ; jeder Kenner

unserer Budgetverhältnisfe wird sich aber durch derartige

Argumentationen nicht täuschen lassen . Herr Abg . Frühanf

hat weiter den Luxus an unseren Gebäuden gerügt . Ich

stehe auch auf dem Standpunkt , daß wir uns in dieser

Beziehung hätten etwas mäßigen können , und daß wir

uns in der Zukunft dieser Mäßigung allen Ernstes be¬

fleißigen müssen . Aus dem Munde des Herrn Abg .

Frühauf hat mich aber dieser Borwurf doch etwas ge¬

wundert , deiru ich glaube nicht , daß gegen eines der Ge¬

bäude , die jetzt zum Gegenstand des Vorwurfs gegen die

Negierung gemacht werden , seine Partei und die ihm be¬

freundeten Parteien Ausstellungen gemacht oder daß sie

gegen ihre Aufnahme in das Budget gestimmt haben -

Gerade in diesem Hohen Hause wird immer betont , daß

wenn der Staat baut , er auch anständig bauen soll , und

wo es angemessen ist , auch künstlerisch vollendet und mit

einer gewissen Pracht . Wenn nun das in den letzten

Jahren und namentlich in den Jahren unserer glänzenden

Finanzverhältnisse geschehen ist , so kann man doch daraus

der Regierung nachträglich keinen Vorwurf machen , son¬

dern — womit ich ganz einverstanden bin — höchstens

die Notwendigkeit der Rückkehr zu größerer Einfachheit

betonen .
Der Herr Abg . Frühauf hat auch die Meinung aus¬

gesprochen . die Finanzen des badischen Staats seien zu

sicher fundiert , als daß sie von einer rückläufigen Be¬

wegung des wirtschaftlichen Lebens wesentlich beeinflußt

werden könnten . Er hat den badischen Staat mit einem

großen Dampfer verglichen , der stolz und sicher dahin

fahre , auch wenn er in den Wellenkreis eines ihm -ent¬

gegenkommenden kleinen ^Bootes eintrete . Dieser An¬

schauung liegt eine verhängnisvolle Ueberschätzung der wirt¬

schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit unseres

kleinen Staates zu Grunde . Auch er steht mitten drin

im wirtschaftlichen Leben , von dessen Entwicklung in gutem

und im schlimmen Sinn er beeinflußt wird . Gerade so

wie der Kaufmann in schlechten Zeiten in den Ausgaben

zmückhält , gerade so gut ist auch der Staat , namentlich

wenn er seine Reserven erschöpft hat , genötigt und ver¬

pflichtet, ^ sich Zurückhaltung in den Ausgaben aufzuerlegen ;

er hat noch Verpflichtungen genug , die er ohne Rücksicht

auf die Finanzlage unter allen Umständen erfüllen muß .

Wie steht es denn nun eigentlich mit unserer Finanz¬

lage ? Sie haben alle den Entwurf des Finanzgesetzes

in Händen , der einen Fehlbetrag von 15,7 Mill . auf¬

weist ; er steigt unter Berücksichtigung des Budgetnachtrags

und der Verschlechterung unserer Beziehungen zum Reich

sogar auf 17,3 Mill . an . Nun haben wir allerdings

durch das Grundbuchgesetz eine bei Aufstellung des Vor¬

anschlags nicht vorherzusehende Einnahme zu erwarten ,
die uns in der Budgetperiode etwa 400 000 M . einbringt ,

sodaß wir mit einem Defizit von rund 17 Mill . ab¬

schließen . Dieses Defizit ist aber , wie ich nochmals be¬

tonen möchte , kein rechnungsmäßiges , sondern ein tat¬

sächliches . Daran ändert sich auch nichts , wenn wir in

den nächsten 2 Jahren , wie zu hoffen steht , Mehreinnahmen

über den Voranschlag hinaus erzielen und diese zur teil¬

weisen Deckung unseres jetzigen außerordentlichen Etats

verwenden . Denn dann fehlen uns eben für den außer¬

ordentlichen Etat 1906/07 die Deckungsmittel , und wir

müssen dann auf die Reserven der Amortisationskasse

greifen . Für die Finanzverhältnisse des badischen Staates
— das kann nicht nachdrücklich genug betont werden —

ist das Defizit von 17 Millionen ungewöhnlich hoch , und

ich muß mich nur wundern , daß diese Tatsache bei der

Besprechung unserer öffentlichen Angelegenheiten so wenig

Beachtung gefunden , und daß auch die Presse ihre Trag¬

weite nicht erkannt zu haben scheint . Auch in dem Hohen

Hause hat sie nicht den von mir erwarteten Erfolg gehabt ,

die Flut von Anträgen und Wünschen nach weiterer

Erhöhung unserer Ausgaben etwas zurückzudämmen .

Man mache sich doch einmal klar , was ein Defizit von

17 Millionen für den badischen Staat bedeutet ! Aus

das Reich übertragen , ergäbe sich ein Defizit von 510

Millionen , für Preußen ein solches von 340 Millionen .

Wenn das Reich und wenn Preußen mit einem solchen

Defizit zu rechnen hätte , so würde die Frage nach seinen

Ursachen und nach den Mitteln zur Abhilfe alle andern

Fragen in den Hintergrund drängen , und ich erinnere nur

an die vereinten Anstrengungen des Bundesrats und

Reichstags , um ein im Reichshaushalt zutage getretenes

Defizit von 72 Millionen im Jahr 1903 und von 59 -

Millionen im Jahr 1904 aus der Welt zu schaffen . Bei

uns dagegen hat sich niemand um das Defizit gesorgt ,

man hat fröhlich weiter gelebt und Ausgaben bewilligt .

(Abg . Eichhorn : Wir haben nur die Ausgaben bewilligt ,

die die Regierung uns vorgeschlagen hat !) Gewiß , aber

Sie haben auch noch andere weitergehende und sehr be¬

trächtliche Ausgaben vorgeschlagen , die wir angesichts der

Finanzlage nicht bewilligen konnten . Wenn in dieser

Budgetperiode allen Wünschen bezüglich der Volksschule

und der Lehrer — von anderen ganz zu schweigen —

hätte entsprochen werden sollen , so hätte die Steuercrhöhung

auf mindestens den doppelten Betrag der vorgeschtagenen

festgesetzt werden müssen und das hätte noch dazu schwer¬

lich ausgereicht . Eine Regierung und insbesondere ein

Finanzminister , der sich seiner Pflicht und seiner Ver¬

antwortung bewußt ist , kann aber in Zeiten einer so ge¬

spannten Finanzlage , wie der gegenwärtigen , derartigen

Anträgen unmöglich zustimmen .

Auf die Ursachen des Defizits will ich heute nicht näher

eingehen , aber mit einigen Worten auf seine Folgen auf¬

merksam machen . Mit der Deckung des Defizits allein

ist es nicht getan . Es wird unseren Finanzen Wunden

schlagen , mit deren Heilung wir noch lange zu tun haben

werden .
Unsere Betriebsreserven sind vollständig aufgezehrt

und durch das Finanzgesetz wird mit einem Schlag auch über

unsere gesamte Vermögensreserve verfügt . Der Finanz¬

verwaltung stehen also in Zukunft keinerlei Reserven mehr

zur Verfügung , was ihre Bewegungsfreiheit in bedauer¬

lichem Maß hindert und die Aufstellung des nächsten

Budgets aufs Aeußerste erschweren wird . Da wir in der

lausenden Budgetperiode auf Ueberschüsse von mehr als

7 — 7 ' /r Millionen nicht rechnen können , so steht uns für

das nächste außerordentliche Budget höchstens diese

Summe zur Verfügung . Was das bedeutet , zeigt ein

Blick auf die Entwicklung unseres außerordentlichen

Budgets . Sie betrugen vor 1890 nur 3 */r — 5 ^/s

Millionen , stiegen nach 1890 bis auf 7 — 9 */s Millionen

und erreichten erstmals 1898/99 den ungewöhnlich

hohen Betrag von 12 Mill . , der in dieser Periode der

finanziellen Hochkonjunktur immerhin noch gerechtfertigt

werden konnte . Daß wir aber bei Beginn der wirt¬

schaftlichen Krisis 1900/01 den außerordentlichen Etat

weiter auf 13 ' /s Mill . und in der Zeit des größten Tief¬

standes unserer Verhältnisse gar noch auf 14 .3 Mill . er¬

höhten , war namentlich für unsere Reserven verderblich

und hat zu ihrem Schwinden am meisten beigetragen .

Im laufenden Budget sind für außerordentliche Bedürfnisse

10 Millionen vorgesehen , ob wir aber auch im nächsten

Budget diesen Satz halten können , scheint mir recht

zweifelhaft .
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Auch der Mangel an Vermögensreserven wird unsere
künftige Budgetgebarung ungünstig beeinflussen . Wir
haben erstmals im Jahre 1902/1903 die von der Amor¬
tisationskasse erwirtschafteten Zinsen zur Deckung des
außerordentlichen Budgets herangezogen . Im Jahre
1902/03 haben wir auf diese Weise 2 450 000 M .
flüssig gemacht und in das laufende Budget wieder ein¬
einhalb Millionen eingestellt . Wenn wir nun die Reser¬
ven selbst angreifen und der Amortisationskasse gegen¬
über zu deren Wiederersatz verpflichtet sind , so können
wir jedenfalls die Zinserträgnisse dieser Kasse in solange
als wir ihr nicht die geleisteten Vorschüsse zurückbezahlt
haben , nicht wieder für Zwecke des allgemeinen Staats¬
haushalts in Anspruch nehmen . Sie sehen , meine Herren ,
daß das unverhältnismäßig große Defizit uns voraus¬
sichtlich auch in Zukunft noch manche Schwierigkeiten
bereiten wird .

Der Herr Abg . Eichhorn hat auch unsere finanziellen
Beziehungen zum Reich berührt und sich über die soge¬
nannte kleine Reichsfinanzreform sehr abfällig ausge¬
sprochen . Ich kann diesem Urteil nicht beitreten . Das
weitgehendste Ziel der Finanzreform , eine reinliche
Scheidung zwischen den Finanzen des Reichs und der
Einzelstaaten , sowie die Eröffnung neuer Einnahme¬
quellen für das Reich , hat die sogenannte kleine Finanz¬
reform freilich nicht erreicht . Aber dieses Ziel hat sie
sich auch nicht gesteckt, sondern sich von Anfang an nur
auf das unter den gegenwärtigen Verhältnissen Erreich¬
bare beschränkt : die Beziehungen des Reichs zu den Ein¬
zelstaaten aus dem Gebiet der Finanzverwaltung ein¬
facher und klarer zu gestalten und durch entsprechende
Aenderung des Art . 70 der Reichsverfassung die Ver¬
pflichtungen der Einzelstaaten gegenüber dem Reich zu
erleichtern . Dieses Ziel hat di ; Reform auch erreicht .
Durch die Einschränkung der Frankenstein

' schen Klausel
find die Einzelstaaten von dem Risiko für den Eingang
der in ihren Erträgnissen starken Schwankungen unter¬
worfenen Zöllen befreit , die Abrechnung zwischen Reich
und Einzelstaat vereinfacht und die Klarheit und Durch¬
sichtigkeit ihrer Etats wesentlich gefördert worden . Die
Inanspruchnahme der Betriebsfonds der Einzelstaaten
durch das Reich ist herabgesetzt und eine zweckentsprechen¬
dere Behandlung etwaiger Ueberschüsse des Reichsetats
angebahnt worden , die künftig in erster Reihe zur Ab¬
bürdung der Matrikularbeiträge der Einzelstaaten zu
verwenden sind . Dem abfälligen Urteil des Herrn Abg .
Eichhorn über die Reichsfinanzreform muß ich also die
Anerkennung entgegensetzen , daß sie den Einzelstaaten
erhebliche Vorteile gebracht hat und in ihrer Bedeutung
nicht unterschätzt werden darf .

Ich will nun auf die verschiedenen Vorschläge , die zur
Beseitigung der Steuerhöhung gemacht worden sind , näher
eingehen . Man hat in erster Linie hingewiesen auf die
Möglichkeit einer Zurückziehung der Staatsdotation
an die Eisenbahnschuldentilgungskasse . Diese
Dotation ist keine vollständig freiwillige , sondern
beruht auf dem Gesetz von 1842 , das die Eisenbahnver¬
waltung zu einem ausgeschiedenen Zweig der Staats -

berwaltung erklärte . In Artikel 7 dieses Gesetzes ist be¬
stimmt , daß der Eisenbahnschuldentilgungskasse die Rein¬
erträge der Staatseisenbahnen zur Bestreitung der Ver¬
waltungskosten der Kasse , sowie der Zinsen und der

^ stgung der Eisenbahnschuld zugewiesen werden sollen .
7" ?nn diese Reinerträge nicht ausreichen , dann seien jeweils
sw Budget aus allgemeinen Staatsmitteln diejenigen Be -
r̂äge einzustellen , die zur Erfüllung der Kassenver -

pflrchtungen nötig seieü . Diese Bestimmung ist Jahr -

Ahnttlang unpraktisch geblieben , weil unsere Bahn steigende
üteinerträge lieferte . Erst in den 70er Jahren ist bei
frühzeitig steigendem Aufwand für den Eisenbahnbau

und entsprechender Zunahme der Eisenbahnschuld eine
Stagnation in den Reinerträgen des Eisenbahnbetriebs
eingetreten , was zur Unzulänglichkeit der Eisenbahnschulden¬
tilgungskasse führte . Es mußte deshalb erstmals 1880
eine Dotation der Kasse aus Staatsmitteln erfolgen , die
nach einigen Schwankungen anfangs der 90er Jahre
auf 2 Millionen festgesetzt worden und seither in dieser
Höhe geblieben ist . Schon wiederholt ist die Zurückziehung
dieser Dotation Gegenstand der Erörterung gewesen , aber
jedesmal namentlich auch in Zeiten verneint worden , wo
der Bahnbau noch viel weniger Mittel verschlungen hat
als jetzt . Damals — Mitte der 90er Jahre — betrug
der Bauaufwand nur 8,3 Millionen im Jahresdurchschnitt .
Jetzt bewegt er sich zwischen 23 und 25 Millionen jähr¬
lich . in einem Jahr erreichte er sogar die Höhe von
28,2 Millionen . Die Eisenbahnschuld hat seit 1892 in¬
folge der gesteigerten Bautätigkeit um 230 Millionen
Mark zugenommen , und die Reinerträge des Eisenbahn¬
betriebs konnten seitdem nur in den Zeiten ungewöhnlich
gesteigerten Verkehrs (1895/1899 ) die Geldverpflichtungen
der Eisenbahnschuldentilgungslasse decken , seit 1900 blieben
sie hinter dem Bedarf soweit zurück , daß sie selbst unter
Hinzurechnung der Dotation aus allgemeinen Staats¬
mitteln nicht ausreichten und 1901 und 1902 Ausfälle
von 1,8 bezw . 4 2 Millionen entstanden . Auch wenn
man für 1901/05 mit den günstigen Reinerträgen des
Jahres 1903 rechnen würde , so blieben die Einnahmen
der Tilgungskasse (einschließlich der Staatsdotation ) um
beinahe 6 Millionen hinter dem Bedarf zurück . Bedenkt
man , daß die Eisenbahnschuldentilgungskasse seit 1880
bis 1902 nicht weniger als llmal im Zustand der
Zahlungsunfähigkeit sich befand , bedenkt man ferner , daß
wir in den nächsten 10 Jahren mit einer weiteren Zu¬
nahme der Eisenbahnschuld um 200 Millionen und der
entsprechenden Vermehrung der Zinsen und Tilgungslast
sicher zu rechnen haben , und erwägt man endlich , daß die
großen Kapitalinvestitionen , die wir in den letzten 10
Jahren gemacht haben und fernerhin machen müssen , im
wesentlichen nur für Um - und Neubauten vorhandener
Anlagen verwendet werden , also die Rente der Eisen¬
bahnen nicht steigern , sondern sie eher drücken werden , so
kann kein vorsichtiger Finanzpolitiker an die dauernde
Zahlungsfähigkeit der Kasse glauben . Die Jahre , in
denen sie vorhanden sein wird , werden immer seltener
werden und sich auf die wenigen Jahre der Hochkonjunktur
und ungewöhnlich gesteigerten Verkehrs beschränken , im
übrigen werden die Jahre der Unzulänglichkeit die Regel
bilden . Wenn auch die seit 1880 der Eisenbahnschulden¬
tilgungskasse aus allgemeinen Staatsmitteln zugeführten
Dotationen den Bedarf übersteigen , so wäre doch bei
der gegenwärtig bestehenden Unzulänglichkeit der Kasse
und bei den ungünstigen Aussichten für die Zukunft die
Zurückziehung der Dotation eine sehr bedenkliche Maß¬
regel , die lediglich darauf hinausliefe , daß das Defizit
im allgemeinen Staatshaushalt teilweise durch Mehrauf¬
nahme von Eisenbahnschulden gedeckt würde .

Es ist auch von der Jnaugurierung einer Anlehens -
politik gesprochen worden , aber allerdings mit Vorsicht ,
so daß ich nicht ganz klug geworden bin , in welchem Um¬
fang die beiden Herren Vorredner eine solche billigen .
Daß eine Anlehenspolitik in gewissen Fällen statthaft ist ,
hat die Großh . Regierung niemals beabredet . Es sind
hiefür im allgemeinen die Grundsätze maßgebend , die vor
einigen Jahren für das Reich festgelegt worden sind .
Hiernach sind auf Deckung durch Anleihen — abgesehen
von großen organisatorischen Aufwendungen für Heer und
Marine , die für uns in Baden nicht in Betracht kommen —

nur zu verweisen der Aufwand für werbende Anlagen
— Eisenbahn , Post , Telegraph u . s. w . — , sowie etwaige
große Aufwendungen im Gefolg von Unglückssällen , Not -



ständen , Aufständen , Krieg u . s . w . , wenn sie eine solche

Höhe erreichen , daß sie aus laufenden Mitteln nicht wohl

bestritten werden können . Mit derartigen Verhältnissen

hoben wir es zweifellos nicht zu tun . Nun hat der Herr Abg .

Eichhorn zwar die Grundsätze des Reichs hinsichtlich der

Anlehenspolitik als die richtigen bezeichnet, er hat aber

im Verlauf seiner Rede doch durchblicken lassen , daß er

die Aufnahme von Anleihen auch für allgemeine
Kultur zw ecke , insbesondere für Bauzwecke für gerecht¬
fertigt halte . Diesem Standpunkt kann die Regierung
durchaus nicht beitreten . Es muß bei dem alten bewährten

Grundsatz bleiben , daß jede Generation die Kulturaufgaben ,
die ihr gestellt sind , selbst und aus eigenen Mitteln zu

erfüllen hat und nicht berechtigt ist , durch Anlehen einen

Teil der Last auf die Schultern der nachfolgenden Gene¬

ration abzuwälzen . Jeder Zeit sind ihre besondere Kultur¬

aufgaben gestellt , und es ist dafür gesorgt , daß auch die ,
die nachuns kommen , noch Kulturarbeit genugfinden , der sie nur

dann wirklich gerecht werden können , wenn sie nicht durch

Lasten aus der Vergangenheit übermäßig beschwert sind .
Mit der Deckung der Bedürfnisse des allgemeinen Staats¬

haushalts durch Anleihen würden wir einen außerordent¬

lich gefährlichen Weg betreten . Es ist jetzt schon die

Begehrlichkeit auf Kosten der Allgemeinheit groß genug ,
und von allen Seiten sucht man die öffentlichen Lasten

auf die angeblichen starkm Schultern des Staates abzu¬
laden . — Wir würden , sobald wir den Weg der An¬

lehenspolitik einschlagen , eine wahre Hochstut von Wünschen
und Anträgen , gerechtfertigter und ungerechtfertigter , reifer
und unreifer , zeitgemäßer und verfrühter auslösen , denen

nur schwer entgegengetreten werden könnte . Denn das ist
das Verderblichste an der Anlehenspolitik , daß man für
die Beurteilung der Zulässigkeit hervortretender Begehren
den durch die jeweilige Finanzlage gegebenen Maßstab
verliert , und da dem Staatskredit sehr weite Grenzen ge¬

zogen sind , so würden unter dem Gesichtspunkt der

Deckungsmöglichkeit schließlich auch die weitgehendsten und

unberechtigtsten Wünsche für diskutabel erklärt werden
Wird einmal der unsolide Weg der Bedarfsdeckung nicht
mit den Mitteln der Gegenwart , sondern durch Anweisung
aus die Zukunft betreten , dann ist auf dem eingeschlageuen
Weg kein Halt mehr und wohin die Reise führt , sehen
wir an dem Beispiel einer Reihe von Staaten , die durch
eine verkehrte Anlehenspolitik der finanziellen Zerrüttung
und der politischen Ohnmacht verfallen sind -

In einem beschränkten Umfang ist noch der Anlehens¬
politik das Wort geredet worden , inbezug auf den Bau¬

aufwand des Staates . Der Herr Abg . Frühauf hat her¬
vorgehoben , daß wenn die 65 Millionen Bauaufwand ,
von denen übrigens der größte Teil nicht auf das all¬

gemeine Staatsbudget , sondern auf den Domänengrundstock
entfällt , durch Anleihen bestritten worden wäre , so stünden
wir heute finanziell ganz anders da . Es sei eine

unverantwortliche Belastung der gegenwärtigen Gene¬
ration , daß man diese erhebliche Belastung nicht we¬

nigstens teilweise auch auf die nachfolgenden Generationen
übertragen hätte . Es wird geltend gemacht , alle diese
Bauten kämen nicht nur der jetzigen Generation zugute ,
sondern würden auch der nachfolgenden nützen , und es sei
recht und billig , daß auch diese sich daran beteilige .
Diese Argumentation hat etwas bestechendes, ist aber nichts
desto weniger unrichtig . Die Unrichtigkeit liegt darin ,
daß sie das einzelne Gebäude für sich betrachtet und

frägt , wie lange es voraussichtlich seinem Zweck dient
und bis wann es der Erneuerung bedarf . Man darf
diese Frage aber nicht vom Gesichtspunkt des einzelnen
Gebäudes aus beurteilen , sondern vom Standpunkt des

gesamten Bauwesens des Staates . Sie finden in

unseren Nechnungsnachweisungen die Zahl der Gebäude ,
mit der es die allgemeine Staatsverwaltung zu tun hat ,

es sind 1100 bis 1200 Gebäude . Diese sind zu verschie¬
denen Zeiten gebaut und es hängt nicht nur von ihrem
Alter , sondern auch von einer Reihe verschiedener Um¬

stände ab , wann sie eines Neubaues , eines Umbaues
oder einer Erweiterung bedürfen . Aber bei einer so großen
Menge von Gebäuden , wie sie die allgemeine Staatsverwal¬

tung braucht , vollzieht sich der Prozeß des Abgangs und
der Erneuerung mit einer gewissen Regelmäßigkeit
und es vergeht kein Jahr , wo nicht da und dort , sei es

wegen Abgängigkeit des Gebäudes oder weil seine Raum¬

verhältnisse oder Einrichtungen den Anforderungen der

Zeit nicht mehr entsprechen , Neubauten , Umbauten , Er¬

weiterungen notwendig werden . Verfolgt man diese Vor¬

gänge einige Jahrzehnte hindurch , so wird man gewahr ,
daß man es hier , wie bei der laufenden Unterhaltung
mit regelmäßig wiederkehrenden Aufwendungen zu tun

hat . Dann ist es aber auch selbstverständlich , daß diese
Aufwendungen aus laufenden Mitteln zu bestreiten sind.
Es gibt keinen größeren Irrtum als die Annahme , daß
durch Uebernahme des staatlichen Bauaufwands auf An¬

lehen die Gegenwart erleichtert würde . Richtig ist dies
nur für die Zeit nach Beginn des Systems , aber schon
nach einer kurzen Reihe von Jahren erreichen die Zius -

und Tilgungsverpflichtungen für sich allein die Höhe des

jährlichen Bauaufwands , der außerdem noch aufzubringen
ist . Statt einer Erleichterung ergibt sich also eine kolossale
Mehrbelastung , da außer dem Bauaufwand in der Form
von Tilgungsquoten auch die bis zum Ablauf der Tilgung
erwachsenden Zinsen aus laufenden Mitteln bezahlt
werden müssen .

Nehmen wir an , unser jährlicher Bauaufwand betrage 2
Millionen , den wir jeweils durch Ausnahme eines zu 3 ^
Proz . verzinslichen , in 40 Jahren zurückzuzahlenden
Anleheus aufbringen . Dann erwachsen uns von Jahr zu
Jahr steigende Zins - und Tilgungsverpflichtungen , die

schon nach wenig mehr als 19 Jahren den Betrag von
2 Millionen jährlich erreichen und bis zum 40 . Jahre bis

auf 3 435 000 M . jährlich ansteigen . Von da an tritt
dann ein Beharrungszustand ein . Schon nach 19 Jahren
ist also von der Entlastung der Gegenwart nichts mehr

zu verspüren , im Gegenteil , sie hat für die älteren , für
Bauzwecke aufgenommenen und noch nicht getilgten An¬

lehen jährlich 2 Millionen an Zins - und Tilgung zu
entrichten und für die von ihr zu erstellenden Neubauten ,
Umbauten usw . weitere 2 Millionen aufzubringen . Im
weiteren Verlauf steigen die Zins - und Tilgungsver¬
pflichtungen allmälig bis auf 3 435 000 M . jährlich ,
der neben dem jährlichen Neubauaufwand von 2 Millionen

aufzubringen ist. Ich glaube , unsere Nachkommen , die

diese Wirkungen eines Borgsystems für den staatlichen
Bauaufwand am eigenen Leib verspürten , würden unserer
finanzpolitischen Weisheit kein günstiges Zeugnis ausstellen
und lebhaft bedauern , daß wir den alten bewährten
Grundsatz der badischen und jeder soliden Finanzpolitik ,
den Bauaufwand der allgenieinen Staatsverwaltung aus

laufenden ordentlichen Mitteln zu decken , aufgegeben haben .

Es ist endlich empfohlen worden , man solle das De¬

fizit als schwebende Schuld einstweilen bestehen lassen und

ihre Deckung bis zur Steuerreform hinausschieben .

Auch dieser Weg ist aber nicht gangbar . Wenn es

auch gelingt , auf dem Landtag 1905,06 die Vermögens¬
steuer unter Dach und Fach zu bringen — es sind vor¬

her noch eine Reihe schwieriger Fragen zu lösen —, so
kann die Reform jedenfalls nicht vor dem 1 . Januar 1908

in Kraft treten . Die Schuld würde also noch zwei

Budgetperioden (vier Jahre lang ) schwebend erhalten
werden müssen . Selbst wenn man zu einer so unge¬

wöhnlichen Maßregel schreiten wollte , so würde sie sich

doch durch die Erwägung verbieten , daß durch die Be¬

schwerung der künftigen Vermögenssteuer mit einer Last
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von vier Millionen der Festsetzung der Höhe der Steuer¬
sätze große Schwierigkeiten bereitet würden .

Nun wurde freilich der Großh . Regierung der Vor -
wnrf gemacht, sie hätte eben die Steuerreform früher zu
Ende führen sollen . Ein solcher Vorwurf ist früher ,
solange der verstorbene Herr Finanzminister an der
Spitze dks Finanzministeriums stand , nie erhoben worden .
Man hat sich früher im Gegenteil wiederholt damit ein¬
verstanden erklärt , daß in dieser wichtigen Angelegenheit
mit aller Vorsicht und Bedächtigkeit vorgegangen wird ,
und dem Herrn Finauzminister jeweils die Anerkennung
ausgesprochen , daß er vor Einbringung eines förmlichen
Gesetzentwurfs durch eine Reihe von Denkschriften
die Frage der Umwandlung unseres Nealsteuersystems
in eine einheitliche Vermögenssteuer nach allen Seiten
beleuchtet und geklärt hat und namentlich , nachdem über
die Veranlagungsgrundlage — ob Ertrags - oder Ver¬
kehrswert - Meinungsverschiedenheiten entstanden waren ,
auch wegen dieser Frage eingehende Erhebungen veran¬
laßt hat . Sobald sie abgeschlossen waren , wurde die
Gesetzesvorlage über die Einschätzung der Grundstücke
und Gebäude eingebracht und erledigt . Die Einschätzung
selbst , diese ungewöhnlich große Arbeit ist nahezu be¬
endigt und hätte schneller als geschehen nicht erledigt
werden können .

Der Herr Abg , Eichhorn hat nun in seinem Bemühen ,
die Großh . Negierung auf neue Steuerquellen aufmerksam
zu machen, auf die progressive Einkommensteuer ver¬
wiesen. Ich will zugeben , daß man die Progression dieser
Steuer erhöhen könnte , aber gewundert hat mich, daß der Herr
Abg . der Meinung ist, daß damit unser Defizit gedeckt
werden könne . Eine stärkere Progression bei der Ein¬
kommensteuer würde vielleicht ein Mehr von 200000 bis
300 000 M . , nicht aber von vier Millionen ergeben .
Die Großh . Regierung hat die Frage einer höheren Pro¬
gression der Einkommensteuer jetzt nicht anschneiden wollen ,
weil sie zusammenhängt mit der künftigen Steuerreform
und bei dieser Gelegenheit ihre Erledigung finden wird

Man hat es auch tadelnswert gefunden , daß
nicht auch die Gebäude - und Grundbesitzer zu höheren
Steuerleistungen herangezogen werden sollen , und dahinter
agrarische Motive gewittert . Solche Motive liegen der
Großh . Negierung vollständig fern . Die Einkommensteuer
bildet die beweglichste Steuer in unserem Steuersystem ,
und ist ihrer Natur nach dazu bestimmten Zeiten finanzieller
Verlegenheiten etwas stärker zu den Staatslasten heran -
gezogen zu werden . Eine Steigerung der Einkommen¬
steuersätze unterliegt geringeren Bedenken als die der
Grund - und Gebäudesteuern , weil bei den letzteren kein
Schuldenabzug zugelassen ist . (Zurufe : Sehr richtig . )

Nun hat man gegen die Großh . Negierung auch des¬
halb lebhafte Vorwürfe erhoben , weil im Laufe der Zeit
die Grund - und Häusersteuer und , wie ich hinzufüge ,
auch die Gewerbesteuer , bedeutend heruntergesetzt worden
sei. Nie ist ein unbegründeterer Vorwurf erhoben worden .
Die Sache erklärt sich einfach dadurch , daß wir früher
überhaupt nur Realsteuern gekannt haben (Zuruf : Sehr
richtig), während die Einkommensteuer erst im Jahre 1884
eingeführt wurde . Sie bildet seitdem das Rückgrat
unseres direkten Steuersystems , die Realsteuern haben
dagegen lediglich die Funktion einer Ergänzungssteuer ,
um das fundierte Einkommen entsprechend stärker zu be¬
lasten als das reine Arbeitseinkommen Daß bei einer
w tiefgreifenden Umgestaltung unserer direkten Be -
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steuerung die früheren Steuersätze der Nealsteuern er¬
heblich herabgesetzt werden mußten , ist ohne weiteres
einleuchtend .

Ich will damit schließen und nochmals den Dank der
Großh . Regierung dafür aussprechen , daß Sie auf die
Vorlage , auf die wir im Interesse der Ordnung unserer
Finanzen ein ganz besonderes Gewicht legen , eingegangen
sind und namentlich in Ihrer Mehrheit den Standpunkt
nicht eingenommen haben , daß man die Großh . Regierung
durch Verweigerung der Steuererhöhung gewissermaßen
dafür strafen solle, daß sie auf die Anregungen , die Ge¬
hälter der Lehrer zu erhöhen , auf diesem Landtag nicht
cingehen zu können erklärt hat . Was man sich dabei
denkt, wenn man von einer Strafe der Großh . Negierung
redet , ist mir offengestanden nicht recht verständlich (Zurufe :
Sehr richtig ! Abg . Zehnter : Da war noch vieles andere
unklar . Heiterkeit .) Die Großh . Regierung wird durch
die Ablehnung der Steuererhöhung nicht gestraft , denn
wenn Sie uns die 4 Millionen nicht bewilligen , so
können wir eben den außerordentlichen Etat in Höhe von
4 Millionen nicht vollziehen . Darunter leidet aber das
Land (Zuruf : Sehr richtig !) , nicht die Großh . Re¬
gierung , und ich glaube kaum , daß es der Wille des
Landes ist, daß deshalb die Steuererhöhung abgelehnt
werden soll . Ich bitte Sie also nochmals , entsprechend
dem Anträge Ihrer Kommission die Vorlage anzunehmen .
(Lebhafter Beifall im Zentrum und bei den National¬
liberalen !)

Die Beratung wird hier abgebrochen .

Schluß der Sitzung ^ 9 Uhr abends .

Nachfolgende Erklärung des Herrn Abg . I) r .
Wilckens in der 111 . Sitzung vom Freitag , den 24 .
Juni , ist durch ein Versehen verstümmelt wiedergegeben
worden . Dieselbe lautet richtig :

„Der Herr Minister hat gestern wieder einen Gegensatz
zwischen Obkircher und mir feststellen zu sollen geglaubt
und aus dem Ton meiner Rede Konsequenzen gezogen ,
die ich nicht ohne weiteres als zutreffend erachten kann
Ich konstatiere daher nochmals ausdrücklich , daß in
sachlicher Beziehung irgend welche Meinungsverschie¬
denheit zwischen Obkircher und mir in der Frage der
Männerorden nicht besteht , daß ich die Zulassung der -
selben nur aufs lebhafteste bedauern könnte , zugleich
aber auch, wie ich gestern bereits erklärt habe , als einen
für die Beziehungen zwischen uns und der Großh . Re¬
gierung durchaus bedenklichen Schritt ansehen müßte ,
und daß ich deshalb vor Maßnahmen auf diesem Gebiete ,
wie solche beabsichtigt zu sein scheinen, nach wir vor drin -
gend warnen kann . Im weiteren scheint der Herr Mi¬
nister meine gestrige Aeußerung in Bezug auf die Mis¬
sionen mißverstanden zu haben . Dieselbe ging nur da¬
hin , daß es vielleicht im Jahre 1894 für die Regierung
klüger gewesen wäre , eins oder zwei Klöster im Lande
zuzulassen , statt eine Ueberflutung desselben mit Missio¬
nen herbeizuführen . Ich habe aber ausdrücklich erklärt ,
daß , nachdem diese Ueberflutung inzwischen erfolgt sei ,
unsererseits nicht die Hand dazu geboten werden könne ,
daß außerdem auch noch Niederlassungen von Männer -
orden im Großherzogtum gestattet würden " .



r > 3 . vssontliche Sitzung der Zweiten K .nnmer
am Samglaq . den 25 . Juni 1904 .

2i >n Regie : ungstisch : Präsioent des Finanziuini -
stennms Geh Rat Becker . Mivisterialdilektor Troger
unn Mui steriairat ln . Nicolai .

Prasidc -t In . Gönncr ervffl ' et die Sitzung kurz nach
^ Uhr vormittags .

Nene Einlänse liegen nicht vor.

Das Hans tritt sofort in die Tagesordnung ein .
Biratn ' ig der Berichte der Bndgetkvmunssion über
1 das Budget des Finanzministeriums für 100l und

! 90ö Ausgabe Titel X ( Schulden ! ,Ignng) und das
Tpezmllmdget der Eisenbahnschuldentilgungskassefür
! v >4 und lo05 - Drucksache Nr . ln

a . den Gesetzentwurf, die Erhebung der Kapitalrcnten-
und Eiukonttiienstener für die Jahre 1904 und 1905
betreffend — Drucksache Nr . 25 und 25a — ;

3 . den Gesetzentwurf, die Feststellung des Staatshaus -
halieeiats für. die Jahre 1904 und 1905 — be¬
treffend ;

4 . die v . rgleichcude Darstellung der Budgeliätze und
Rechuungsergebuisse für die Jahre 1900 nnd 1901
- Druckjache Nr . 8 a

Abg. Or . Heimburger : Ich kann es mir in diesem
Stadium unserer Beratungen nicht beifallen lassen , unsere
ganze Finanzlage ausführlich zu erörtern und zu all den
Fragen Stellung zu nehmen, die gestern berührt worden
sind . Es handelt sich hauptsächlich um die Frage : Soll die
von der Großh . Regierung angeforderte Steuererhöhung
bewilligt werden oder nicht ? Meine Freunde und ich
sind der Meinung , daß diese Frage zu verneinen ist . Es
ist nun meine Aufgabe , unsere Stellungnahme kurz zu be¬
gründen . Wir können nicht leugnen , daß die Finanzlage
gegenwärtig keine rosige ist . Allerdings so schwarz , wie
sie der Herr Finanzminister geschildert hat , ist sie nicht,
und ich glaube , daß auch diejenigen Herren , die für die
Steuererhöhung eintreten wollen, gefunden haben, daß er
zu schwarz gemalt hat . Wenn ich einmal vermißt habe ,
daß der frühere Abg . Fieser nicht mehr in diesem Haus ist ,
so ist es diesmal , da er es immer verstanden hat , die über¬
triebenen Befürchtungen bezüglich der Staatsfinanzen ,
wenn solche vom Regierungstische erweckt wurden , zu zer¬
streuen. Allerdings , in einer guten Finanzlage befinden
wir uns nicht . Es ist ja vom Abg . Frühauf ein günstiges
Bild derselben entworfen worden , er hat nachgewiesen ,
daß wir nicht vor einem Staatsbankerott stehen , oder zu
befürchten ist , daß das Grundstocksvermögen verloren
gehe . Man kann aber eine schlechte Finanzlage schon
darin erblicken , wenn die Einnahmen die Ausgaben
mehrere Jahre hindurch überschreiten, nnd das ist aller¬
dings zurzeit der Fall . Es sind verschiedene Vorschlägt
zur Besserung gemacht worden . Auch der, man solle die
außerordentlichen Ausgaben für Bauten ähnlich , wie es
in den Städten zu geschehen Pflegt, aus Anlehensmitteln
bestreiten. Bezüglich dieser Frage stehe ich auf den ,
Standpunkt des Abg . Wilckens , daß diejenigen Bauten ,
die das gewöhnliche Maß nicht erheblich überschreiten ,
aus den Gründen , die der Herr Finanzminister ganz ein¬
leuchtend dargelegt hat , aus laufenden Mitteln zu be¬
streiten seien . Etwas anderes wäre es , wenn man bei
einem Bau , der die gewöhnlichen Verhältnisse weit über¬
schreitet und nicht etwa in wenigen Jahren wiederkehreu
wird , zu Anlehen schreiten würde . Wie gesagt , die Haupt¬
sache ist die , wie man sich aus der augenblicklichen
Schwierigkeit heraus helfen kann . Wir schlagen nun nicht

etwa vor , der Staatskasse diese 4 Millionen vorzuenh
halten . Es fallen deshalb alle die Einwendungen weg ,
die darauf beruhen , als ob unsere Absicht etwa wäre
der allgemeinen Staatskasse diese 4 Millionen vorzuent¬
halten . Es ist gesagt worden , man erweise mit der Ableh¬
nung der Steuererhöhung den Lehrern , Beamten und
Arbeitern einen schlechten Dienst , und der Abg^ WilckensH
hat gemeint , wir müßten den Mut haben , aus unserer - i
Haltung die Konsequenz zu ziehen . Ties alles trifft abe,^
unsere Stellung nicht , denn wir wollen der StaatskasseV
die 4 Millionen nicht vorenthalten . Der Streit dreht sicht
vielmehr um die Frage : Ist es notwendig , die Ueber - l
Weisung der 4 Millionen aus allgemeinen Staatsmitteln s
an die Eisenbahnschuldentilgungskasse auch für diese Bud¬
getperiode zu bewilligen ? Wir glauben , diese Notwen -
digkeit verneinen zu sollen . Der Herr Finanzminister hat
ausgeführt , es sei dies keine ganz freiwillige Zahlung . 1
Es ist aber doch ohne weiteres klar , daß uns kein Zwang ;
für diese Budgetperiode auferlegt werden kann . Ich will
darauf Hinweisen , daß in früheren Jahren wiederholt die
Einnahmen aus den Eisenbahnen hingereicht haben, um s
die Schuldenzinsen zu zahlen und um die fällige Schul¬
dentilgung vorzynehmen , und trotzdem wurden Zuwen¬
dungen aus allgemeinen Staatsmitteln gemacht , die Til ¬
gung also in weit höherem Maße vorgenommen , als no:-
wendig war . Es schadet also auch nichts , wenn wir bei
ungünstigen Finanzverhältnissen auch einmal etwas Zu¬
rückbleiben . Dann aber glaube ich , besonders auf einen
Punkt Hinweisen zu sollen , den der Herr Finanzministei
gar nicht berührt hat . Bei Aufstellung dieses Budgets
wußte man nicht , daß 4 Millionen Mehreinnahmen kom¬
men würden . Der Herr Finanzminister glaubte trotzdem
mit diesen 4 Millionen aus Mitteln des allgemeinen
Staatshaushalts auszukommen , um die nötige Verzin¬
sung und Tilgung vorzunehmen . Nun sind aber diele
4 Millionen aus anderem Wege eingetommen : Es hat sich
gezeigt, daß die Einnahmen aus den Eisenbahnen um
4 Millionen größer sind als bei Aufstellung des Budgets .
Nun ist es nur konsequent, wenn man angesichts dieser
unerwarteten Mehreinnahme glaubt , ohne diese 4 Mill .
Zuschuß aus allgemeinen Staatsmitteln auskommen zu
können . Ich würde , wenn wir nicht vor einer Steuer¬
erhöhung stünden, trotzdem diese 4 Millionen bewilligen.
Ich stehe auch nicht auf dem Standpunkt , daß für alle
Zeiten diese 4 Millionen gestrichen werden sollen . Bessert
sich die Finanzlage wieder , so kann auch der Zuschuß
wieder gewährt werden . Für diese Budgetperiode aber
wollen wir diesen Zuschuß streichen . Wenn wir aber das
tun wollen, dann ist es nur die Konsequenz, daß wir du
Steuererhöhung verwerfen . Wir tun das nicht , wie der
Herr Minister gemeint hat , aus der Rede des Abg . Eich¬
horn herauslesen zu können, um die Großh . Regierung
zu „bestrafen"

. Davon kann nicht die Rede sein , denn
wir haben weder die Großh . Regierung zu strafen , noch sie
uns . Wir gehen bei unserer Stellungnahme auch nicht
davon aus , daß wir der Großh . Regierung zu Liebe oder
zu Leide handeln , sondern wir handeln nur nach unsereri
Ueberzeugung . Der Herr Finanzminister weiß ja auch,-
daß wir der Großh . Regierung die 4 Millionen nicht fiin
den Staatshaushalt vorenthalten , sondern wie ichl
oben ausgeführt habe , nur den Zuschuß an die Eisenbahn-;
schuldentilgungskasse streichen wollen . Wenn er aber das:
weiß, dann sind nur seine Schlußworte unbegreiflich. Fr¬
ist dazu übergegangen zu sagen : Uns strafen Sie mit de -. ;
Ablehnung der Steuererhöhung nicht , sondern setzen un^
nur in die Lage , daß wir das außerordentliche Budget nickw
zur Ausführung bringen können , und darunter leidet niclN
die Großh . Regierung , sondern das Land . Dieser Vor-i
Wurf wäre dann berechtigt, wenn wir diese 4 Millionen
der Staatskasse vorenthalten würden , wenn wir sie hin^
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übergeben wollten an die Eisenbahnschuldentilgungskasse
und trotzdem die Steuererhöhung verweigern wollten .
Dies ist aber nicht der Fall . Die Großh . Regierung würde

nach unserem Vorschlag 4 Millionen Mark Eisenbahn¬
schulden weniger tilgen können , aber in der Ausführung
des außerordentlichen Budgets in keiner Weise behindert
sein . Ich glaube also , diesen Schlußappell können und

müssen wir ablehnen, er war ganz und gar unberechtigt.

Abg . Frühauf : Ich will einzelne Punkte nochmals be¬

rühren , die der Herr Finanzminister vorgebracht hat . Er

hat gesagt , es müsse zwischen laufenden und einmaligen
Ausgaben unterschieden werden . Das war auch mir be¬
kannt . Die von mir vorgeschlagene Finanzpolitik ist aber

besser als die Ungewißheit der jetzigen .
Was ich bekämpfe , ist , daß in einem Jahr 2 Millionen

verbaut werden, im nächsten 6 Millionen , im dritten
4 Millionen , und dann wieder 2 Millionen und daß,
gestützt auf diesen Bauetat , die Wünsche Befriedigung
finden oder nicht , je nach der Seite , von der sie ausgehen .
Diese Art der Verwaltung ist geeignet, jede selbständige
Tätigkeit der Kammer lahm zu legen . Wenn wir wissen ,
wir .haben 3 Millionen jährlich für regelmäßige Bau -

zwecke , und es kommen die Hochschulen mit 7 bis 8 Mil¬
lionen, so wird man sich darüber verständigen , wie diese
Mittel durch Anleihen oder sonst aufgebracht werden kön¬
nen . Dann wird die Volksvertretung sagen : erst kommen
die Lebenden , die Beamten , Arbeiter , Angestellten , dann
erst die toten Steinhaufen . Solange für die Lebendigen
kein Geld da ist, können wir für die „tote Hand " keine
Gelder bewilligen. Die Reichsschuld sehen wir gar nichr
so rosig und optimistisch an , wie der Herr Finanzminister .
Sie erscheint mir aber wenigstens als sichere Grundlage
für den Fortbestand der Reichsverfassung und ein Schutz
gegen unsinnige Versuche , direkt oder indirekt an ihr zu
rütteln . Der Charakter der Reichsschuld läßt sich nur bei
sehr gezwungener Interpretation als produktiv bezeichnen .
Wir müssen aber mit dieser Reichsschuld rechnen . Grund¬
falsch ist die Vorstellung , als ob jemand darauf ausginge ,
die Großh . Regierung zu strafen oder zu schädigen . Ich
habe hier während zweier Perioden nur die Auffassung
gefunden, daß die Herren die Aufgaben als ihre eigenen
betrachteten und von der Ueberzeugung durchdrungen
waren , daß wir uns den Dank der Gesamtheit verdienen ,
wenn wir diese Aufgaben richtig lösen . Was soll eine
Volksvertretung veranlassen, eine Regierung zu strafen V
Davon kann keine Rede sein . Ich verweise nochmals am
die Anklänge, die unsere Gedanken auf verschiedenen
Seiten gefunden haben . Was wir verlangen , ist nichts
anderes als die Anwendung der Grundsätze, die in der
letzten Zeit in der Kommunalpolitik großer Städte mir
Erfolg angewendet worden sind , auch auf die Staats¬
verwaltung . Ich gebe nach wie vor die Hoffnung nichr
auf , daß es dem vereinten Bestreben der Anhänger dieses
Gedankens gelingen wird , die Großh . Regierung von
seiner Richtigkeit zu überzeugen.

Abg . Eichhorn : Es wird Zeit , daß der Landtag zu
Ende geht . Sogar die Minister werden schon nervös . Der
Herr Minister ist gestern verschiedenen Rednern der links
stehenden Parteien gegenüber grob geworden (Glocke des
Präsidenten) .

Präsident Or. Gönner : Der Vorwurf der Grobheit ist
Derletzend und ich muß ihn für unzulässig erklären und
«rnstlich rügen . Ich habe von derartigen Ausführungen
des Herrn Ministers übrigens nichts gehört .

Abg . Eichhorn (fortfahrend) : Ich habe niemand ver¬
letzen wollen , Grobheit ist eine gut deutsche Eigenschaft.

Gegenüber dem Finanzminister möchte ich betonen.

daß ich keineswegs die ungünstige Finanzlage bestritten
habe , ich habe nur die etwas allzuschwarze Färbung der¬
selben kritisiert und gesagt , es liegt nicht so schlimm , wie
es von dem früheren und jetzigen Finanzminister dar¬
gestellt wird. Um zu sehen, daß die Finanzlage schlecht
ist, dazu bedarf cs der Offenbarungen des Herrn Finanz¬
ministers nicht . Aber ich will doch darauf Hinweisen ,
daß wir noch nicht ain Staatsbankerott sind . Der Finanz¬
minister hat die Anlehenspolitik sehr scharf bekämpft.
Dies ist für einen Finanzminister gewiß sehr lobenswert .
Ich würde es begrüßen, wenn wir uns immer auf
diesen Standpunkt stellen könnten . Nur durften sich die

Ausführungen des Herrn Ministers nicht in dein Sinne ,
gegen uns richten , als ob wir Freunde einer schranken¬
losen Anlehenspolitik wären . Ich habe die Anlehens¬
politik nur als Notbehelfe , und mir in sehr engem
Rahmen empfohlen . Es ist durchaus unberechtigt, es

nach außen so darzustellen , als wären wir hier auf der
Linken Freunde einer schrankenlosen Schuldenwirlschaft ,
die das Land ins Verderben bringe. Wir befinden uns
völlig im Einklang mit dem Herrn Finanzminister , nur
daß wir nicht unter allen Umständen von einem solchen
Hilfsmittel absehen wollen . Wenn es richtig wäre , daß
der geringste Anfang einer solchen Politik bereits den
Ruin bedeutet , und es auf der Bahn dann keinen Halt
mehr gibt dann müßten unsere großen Städte bereits
samt und sonders im Elend verkommen sein . Wo

haben wir große Städte , die nicht für umsm greiche
Unternehmungen Anleihen ausgenommen hätten ?

Nun hat der Herr Minister sich über unsere Ableh¬
nung seiner Steuererhöhungsvorlage so aufgelegt , daß
er die Bemerkung machte, wir wollten die Großh . Ne¬

gierung mit der Ablehnung str>Wn . Ich brauche zur
Widerlegung dieses Vorwurfes kein einziges Wort zu
sagen , nachdem Kollege Heimbnrgkr ihn bereits znrück-

gewiesen hat Der Herr Minister ist aber weiter zu der

Anschuldigung gegen uns gekommen , wir hätten ruhig
darauf losgelebt, darauf losgewirtschaftet, das Budget
fertiggestellt , das Defizit gebracht , und nun , nachdem es
an die Beschaffung der Einnahmen gehe, verweigerten
wir die Stenererhvhung . Ich habe dem Herrn Minister
schon gesiern durch einen Zwischenruf erwidert, daß wir
nicht mehr bewilligten , als die Großh . Negierung ver¬

langt habe . Wenn also hier ein Verschulven vorlügr ,
im außerordentlichen Budget zu üppig gewirtichastet zu
haben, so trifft die Schuld ausschließlich die Großh .
Regierung , welche diese Ausgaben verlangt hat . So oft
es sich in der Budgetkommission um Ablehnung oder

auch nur um Abschwächung einer Position gehandelt hat ,
ist immer die Regierung lebhaft dafür cingetreten . keine

Abstriche zu machen . Der von dem Herrn Minister er¬
hobene Vorwurf trifft also nicht das Haus , sondern die

Regierung . Wir sollen ja nach einem bndgctrecht-

lichen Grundsatz , den ich übrigens nicht anerkenne, nicht
einmal das Recht haben, einseitig eine Position zu er¬
höhen oder neu in das Budget einzustelleu . Der Vor¬
wurf. daß wir darauf losgewirtschaftet hätten , ist also
absolut nicht berechtigt . Ein Gutes aber wird er haben :
Er wird eine Warnung für die Zukunft sein , und das

Haus wird gut daran tun , künftig möglichst viel zu-

sainmenzustreichen , damit nicht wieder der Vorwurf
gegen uns erhoben wird , wir wirtschafteten zu üppig .
Das gilt insbesondere für den Bauetat . Es ist ja nicht
leicht, vor dem Lande und vor dem Haus es auszu¬
sprechen, daß wir zu luxuriös bauen . Man hört immer
den Einwand, der Staat müsse Geld ausgeben , damit
das Geld unter die Leute komme, der Staat müsse so¬
gar , wie der Herr Minister gemeint hat , mit einer ge¬
wissen Pracht bauen. Wenn man demgegenüber auf
Sparsamkeit und vernünftiges Maßhalten drängt , so
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muß man den Vorwurf der Philisterhaftigkeit gewärtigen .
Man darf nun allerdings nicht in das Extrem verfallen
und allgemeine Einschränkung , auch des vernünftigen
Bauens vertreten . Ich erinnere aber an den Bau der Frei¬
burger Universitätsbibliothek , dieses Goldgrab , wo recht viel
Geld hineinversenkt wurde , weiter an die Wieslocher Irren¬
anstalt , für welcheursprünglich 7 Mill .M . angefordert waren ;
nachdem aber der Herr Finanzminister kategorisch erklärte :
Giebt 's nicht !, da war es möglich , den Bauaufwand um
2 Millionen herabzusetzen , ohne Gefahr für das Objekt .
Wo so etwas möglich ist , wird man wohl das Recht
haben , zu verlangen , daß vorsichtige Grundsätze für die
Staatsbauten aufgestellt werden , und daß das Geld nicht
ausgegeben wird ohne jede Rücksicht auf die wirklichen Ver¬
hältnisse . Hätten wir in der Budgetkommission kategorisch
erklärt , hier und hier und hier wird nur so und so viel
ausgegeben , hätten wir an verschiedenen Projekten
Abstriche beschlossen, so wäre es den Herren von der
Regierung sicher auch möglich gewesen , mit diesen ge¬
kürzten Mitteln ihre Absicht zu erreichen . Wir haben ja
diesnial bei den Forstgebäuden einen Versuch gemacht ,und er wird , das bin ich überzeugt , auch gelingen . Auch
der Abg . Frühauf hat darauf hingewiesen , daß viel zuviel Luxus bei unseren Staatsbauten getrieben wird .
Mir scheint bei dem Herrn Minister ein grundlegender
Irrtum zu bestehen . Er hat am Schlüsse seiner gestrigen
Ausführungen gesagt , und uns gleichsam mit dem Volks¬
zorn gedroht , wenn wir die Steuererhöhung ablehnten ,
so würde eben das außerordentliche Budget verschwinden ,
es werde dann nicht mehr gebaut werden können , und
das werde ein großer Schaden für die Gewerbetreibenden
sein . Hier besteht der Irrtum , daß wir nach dieser
Bemerkung des Ministers nur bauen um des Bauens
willen , damit unsere Gewerbetreibenden eine Beschäftigung
haben . Ich stehe auf ganz anderm Standpunkt , ich sehe
mir jede Forderung auf ihre Notwendigkeit hin an und
bin nur dafür , wenn sich die absolute Notwendigkeit des
Baues ergab . Wir wollen doch nicht bauen , um das
Geld unter die Leute zu bringen , das ihnen vorher aus
dem Steuersäckel gezogen wird . Wenn die Bauten
absolut notwendig sind, und wenn die Deckung der
Ausgaben nicht anders möglich ist als im Wege der
Steuererhöhung , dann werden wir auch für dieselbe sein .
Unser jetziger Standpunkt ist aber der, daß im Augen¬
blick, wo wir vor den Toren der Steuerreform stehen,eine Steuererhöhung nicht nötig ist . Wie die Dinge
liegen und nach den Ausführungen der demokratischennnd freisinnigen Redner , haben uns auch die Aus¬
führungen des Herrn Ministers nicht überzeugen können ,
daß eine Steuererhöhung notwendig ist.

Die allgemeine Beratung wird hierauf geschlossen.

Das Schlußwort erhält dech Berichterstatter

Abg . Gießler : Namens der Mehrheit der Budgetkom¬
mission habe ich gestern die Notwendigkeit der Steuerer -
Höhung dargelegt . Ich meine , daß während der Verhand¬
lungen , insbesondere durch die gestrigen Ausführungen
des Herrn Ministers , diese Notwendigkeit noch viel klarer
hervortrat , insbesondere feststeht , daß wir tatsächlich vor
einem Defizit uns befinden , in einer Lage , wie noch nie
zuvor . Haben wir doch immer früher , auch wenn große
Defizits im Finanzgesetz vorhanden waren , gewußt , daß
das Defizit ein nominelles war . Es waren aber erstens
Ueberschüsse vorhanden , oder konnten wenigstens zweitens
weitere in der Zukunft erwirtschaftet werden . Beides ist
diesmal nicht der Fall . Das Defizit steht zahlenmäßig
fest, und wir kommen nicht darum , weshalb ich auch nicht
begreife , wie man in die Zahlen Zweifel haben kann .

LS

Nur eine Einwendung kann ernstlich in Betracht kom¬
men , nämlich der Hinweis des Kollegen Heimburger da¬
rauf , daß die 4 Millionen , die jetzt durch Steuererhöhung
beschafft werden sollen , genommen werden sollten , indem
man keine Zuschüsse mehr an die Eisenbahnschuldentil¬
gungskasse gibt , sondern diese Zuschüsse der Staatskasse
beläßt . Dieser Einwand ist indes nur ein scheinbarer .
Ein derartiges Verfahren würde nichts anderes bedeuten ,
als daß wir durch Eisenbahnschulden die allgemeinen
Staatsausgaben decken . Das wäre der Beginn einer ver¬
derblichen Schuldenwirtschaft ; dazu können wir nicht
übergehen , und deshalb müssen wir für die Steuerer¬
höhung sein . Der Zuschuß kann nicht entbehrt werden ;
auch wenn die Reineinnahme oer Eisenbahn von 1903
mit 22 Millionen berücksichtigt wird , bleibt noch ein Defi¬
zit in der Eisenbahnschuldentilgungskasse von 4 bis 5
Millionen Mark . Dazu , daß wir die gesetzlich festgelegten
Tilgungsquoten nicht bezahlen , können wir nicht über¬
gehen . Der Kredit unserer Eisenbahnen kann dadurch
aufs schwerste geschädigt werden . Wir müssen deshalb bei
der nüchternen , soliden und wirtschaftlichen Methode
bleiben wie bisher .

Der Herr Minister hat nun seine Verwunderung dar¬
über ausgesprochen , daß die ernste Lage unseres Haus¬
haltes auf diesem Landtage weder draußen noch hier im
Hause in die richtige Erscheinung getreten sei . Was die
Bevölkerung anlangt , so hat sie wohl die Dinge so aufge -
saßt , daß , wenn viele Wünsche bestehen , auch dem Staat
die nötigen Mittel zur Erfüllung bewilligt werden müs¬
sen . Sie war natürlich der Ansicht , daß zur Deckung der
Mehrausgaben auch Mehreinnahmen beschafft werden
müssen . Wir hier im Haus haben die ernste Lage Wohl
ins Auge gefaßt , und wenn es vielleicht da und dort nicht
geschehen ist , so mag das damit Zusammenhängen , daß
manche Kollegen meinten , das Defizit sei so wie früher
zu betrachten . Deshalb sind keine so beweglichen Klagen
laut geworden . Wer aber einen Einblick in das Budget
hatte , der war sich von vornherein der Sachlage wohl be¬
wußt . Auch bei der Prüfung der vorliegenden Anforde¬
rungen war dies der Fall , und das gilt gegenüber dem
Abg . Eichhorn . Er hat gesprochen von einem Verschulden
der Großh . Regierung , wenn sie uns ein zu großes außer¬
ordentliches Budget vorgelegt habe . Es stand ja bereits
nach dem uns im Dezember überreichten Expose des Herrn
Finanzministers und nach dem Finanzgesetz fest, daß eine
Steuererhöhung angefordert werden würde . Wir habenin diesem Bewußtsein jeden Posten auf seine Notwendig¬keit geprüft und uns überzeugt , daß eine Streichung von
einzelnen Posten nicht möglich sei . Die Anforderungen
für Bauten sind nicht im Interesse der Bauunternehmer ,
sondern in dem der Allgemeinheit gestellt . Es sind das
Aufgaben , die notwendigerweise ein Kulturstaat lösen
muß , und das kommt nicht etwa dem toten Kapital zugute ,wie der Abg . Frühauf gemeint hat , sondern auch den
Lebenden . Ich weise nur hin auf die großen Bauten für
Lehrerseminare . Von dieser Seite haben wir diese Ausga¬
ben betrachtet , und das wußte jeder vernünftige Mensch .
Weil wir die Ausgaben bewilligt haben , müssen wir nun¬
mehr auch die Einnahmen bewilligen . Daher wollen wir
aber nicht den Weg der Schuldenwirtschaft oder der verdeck¬
ten Schuld beschreiten . Es ist gesagt worden , man könne
durch bessere oder andere Bewirtschaftung oder durch Aus¬
scheidung der Domänen Mehreinnahmen erzielen .

Der Abg . Frühauf hat gesagt , es herrsche eine Unge¬
wißheit und es sei Aufgabe der Volksvertretung , diese zu
beseitigen . Ich glaube , einfacher und klarer und vorteil -

'

Hafter kann das Verhältnis der Domänen nicht gestaltet
werden . Der Abg . Eichhorn hat gemeint , es könnte mehr
herausgewirtschaftet werden . Wir halten doch sämtliche

p



Domänen in eigener Wirtschaft und wir haben sämtliche
Einnahmen daraus in unserem Budget , und da weiß ich
nicht , wie man mehr Herauswirtschaften soll , wenn man in
den Domänen eine Scheidung eintreten läßt . Ich glaube,
es ist gerade der Domänenverwaltung das Zeugnis ge¬
geben worden, daß sie gut gewirtschaftet hat . Der Abg.
Frühauf hat früher vorgeschlagen, man hätte 20 Forst¬
bezirke mehr machen sollen ; wenn das wirtschaftlich nötig
wäre , was aber die Domänendirektion widerlegt hat , so
braucht man dazu keine Ausscheidung der Domänen . Letz¬
teres hätte nur den Erfolg , daß wir weniger Einnahmen
bekämen. Es liegt doch auch keine Unklarheit darin , daß
20 Millionen in der Amortisationskasse sind. Wir wissen
ganz genau , daß diese unverzinslich sind und wir die
Zinsen daraus für die allgemeine Staatsverwaltung be¬
ziehen ; diese sind ebenso Grundstockskapital wie die Wäl¬
der . Was da unklar und unverständlich sein soll , ist mir
unverständlich . Jeder , der ein kleinwenig unser Budget
versteht , ist sich darüber klar .

Der Abg. Frühauf hat davon gesprochen , daß die
Steuererklärungen im laufenden Jahr Wohl höher sein
würden, weil das wirtschaftliche Leben sich gebessert habe.
Ich begreife nicht , wie er angesichts der Zahlen , die er in
seinem eigenen Bericht niedergelegt hat , mehr Einnahmen
erwarten kann. Denn daß die Leute , weil das Wirt¬
schaftsleben jetzt besser geht, sich viel höher einschätzen wer¬
den, der Ansicht wird er selber nicht sein . Der Abg . Eich¬
horn hat auch von der Progression der Einkommensteuer
gesprochen . Der Herr Finanzminister hat ihm bereits er¬
widert und das nötige gesagt. Ich habe diesen Gedanken
schon bei der ersten Finanzberatung erörtert und war ur¬
sprünglich der Meinung , vielleicht lasse sich neben der
Steuererhöhung die Progression durchführen . Bei näheren
Studien habe ich gesehen , daß , wenn wir den früheren
Vorschlag auch zugrunde legen, die Degression bei 15 000
Mark und die Progression bei 20 000 Mark .einsetzt , nur
etwa 300 000 Mark Mehreinnahmen herauskommen wür¬
den . Ferner hat die Kammer damals den Beschluß gefaßt ,
daß bei der Reform unserer Steuergesetzgebung die Pro¬
gression einheitlich durchgeführt werden soll , entweder im
Steuerkapital oder im Steuerfuß . Man muß damit zu¬
warten bis zur Reform der Staats - und Gemeindebe¬
steuerung. Der Hauptgrund für mich war der , daß das
Steuerkataster den Gemeindeumlagen zugrunde gelegt
würde und eine Verschiebung der Gemeindeumlagen ein¬
treten würde , was in den Städten sehr unliebsam wirken
kann . Dem Abg . Frühauf will ich nicht auf seine Eisen¬
bahnpolitik folgen, sondern nur darauf Hinweisen , daß er
gesagt hat , Hessen habe sich versündigt , weil es seine
Eisenbahnen nicht ausbaute , und habe deshalb seine Eisen¬
bahnselbständigkeitaufgeben müssen .

Wenn damit eine Warnung für Baden gemeint sein
soll , dann möchte ich dem entgegenhalten , daß wir in

unseren Ausgaben für das Eisenbahnwesen nie gespart
haben und wir stets für den weiteren Ausbau unseres
Eisenbahnnetzes bestrebt sind . Die Volksvertretung braucht
sich in dieser Beziehung keinen Vorwurf machen zu lassen .
Noch ein Wort für diejenigen , die sagen, sie könnten nicht
für Steuererhöhung stimmen, weil diese einseitig und

agrarisch angelegt sei , und nicht auch die Grund - und
Häusersteuer erhöht werde. Der Herr Finanzminister har
bereits das nötige gesagt, und ich möchte dem Abg . Eich¬
horn gegenüber nur sagen, daß er seine Ausführungen
unter großer Verkennung des gesamten badischen Steuer -
Lesens in der Vergangenheit und der Gegenwart gemacht
hat. Die Entwicklung war doch , die, daß die Ertrags¬
steuern früher die ganze Last tragen mußten , daß es ein
großer Fortschritt war , als man die Eiükommensteuer zum
Rückgrat unserer Steuern machte und neben die Erlrags¬

steuer gestellt hat ; man mußte selbstverständlich den
Steuerfuß für die Ertragssteuern herabsetzen . Dabei
muß beachtet werden, daß bei der Grund - und Häusersteuer
ein Schuldabzug nicht stattfindet . Eine Steuererhöhung
muß also zuerst bei der beweglichsten Steuer eintreten , da
sonst eine ungerechte Belastung stattfände . Es werden
auch die Einkommen aus Grund - und Häuserbesitz in der
Erhöhung der Einkommensteuer getroffen . Der Abg.
Eichhorn hat die Ziffern aus der neuen Einschätzung an¬
geführt . Er hätte daraus zur Folgerung kommen müssen,
daß, wenn man jetzt die Grund - und Häusersteuer erhöhen
würde , das Platte Land zu gunsten der städtischen Häuser¬
besitzer benachteiligt würde, denn es wäre die bisherige
Veranlagung und noch nicht die neue maßgebend.

Es war dann auch vom Verhältnis zum Reich die Rede.
Ich habe mich sehr gefreut , daß der Herr Minister die
Vorteile der Reichsfinanzreform für die Einzelstaaten klar
hervorgehoben hat . In meinem ersten Vortrag habe ich
auch auf die Aenderung des Artikel 70 der Reichsverfas¬
sung hingewiesen, wonach den Bundesstaaten bei der Ab¬
rechnung etwaige Ueberschüsse zugute kommen . Der
Abg. Eichhorn hat mich Wohl etwas mißverstanden . Ich
habe nicht einer Vermehrung der indirekten Steuern das
Wort geredet, sondern darauf hingewiesen, daß auch eine
Revision der bestehenden Steuern eintreten müsse . Meine
Ausführungen gingen dahin , daß diese, insbesondere die
Maischbottich - und Kartosfelzuckersteuer , richtig ausgebaut
werden sollen . In diesem Jahre wurden 41 Millionen
Matrikularbeitrag auf die Bundesstaaten umgelegt . Ge¬
wiß eine sehr hohe Ziffer , die aber leicht dadurch herunter¬
gedrückt werden kann, wenn durch die Steuerrevision etwa
20 Millionen einkommen . Das wäre für unser Budget
ein Gewinn von über einer halben Million .

Ich glaube, daß wir uns nach all den Ausführungen
in den letzten zwei Tagen von der Notwendigkeit der
Steuererhöhung überzeugen müssen . Wenn wir dieselbe
bewilligen, tun wir es im Bewußtsein der Verantwortlich¬
keit , die wir tragen ; wir Wirtschaften nicht „ins Blaue
hinein"

. Wir tun es in dem Bewußtsein , daß die Aus¬
gaben, die in diesem Landtag nötig sind , gedeckt werden
müssen , und die Aufgaben des künftigen Landtages sicher
und gut vollzogen werden können . Wir handeln im
Interesse des Landes und des Volkes .

In der Spezialberatung wird der Antrag der Kommis¬
sion , die Ausgabe Titel X im Budget des Großh . Finanz¬
ministeriums — Schuldentilgung — mit jährlich 2 Mil¬
lionen Mark zu genehmigen, mit allen gegen 14 Stimmen
angenommen.

Es folgt die Spezialberatung über das Spezialbudget
der Eisenbahnschuldentilgungskasse.

Zu Titel X (Kursverluste der neu zu begebenden An¬
leihen) bemerkt

Abg . Süßkiud : Ich glaube, daß diese Kursverluste zu
mindern wären . Unsere Anleihen stehen über pari , der
Verlust kann nur durch Provisionen an die Banken ent¬
stehen . Die Summen , die wir als Anleihen begeben,
brauchen wir nicht auf einmal . Sie werden allmählich je
nach Bedarf erhoben. Es wäre Wohl möglich , die einzelnen
Finanzämter als Abgabestellen einzurichten. Das Mini¬
sterium wäre als Zentrale zu betrachten. Bei den Aemtern
könnten dann die Bestellungen gemacht und die Papiere
ausgegeben werden. Jedenfalls wäre ein Versuch in
dieser Richtung angebracht. Ich meine, man könnte auch
die Mündelgelder in badischen Staatsobligationen an -

legen, diese sind mindestens ebenso sicher, als Hypotheken-

Psandbriefe . _ _
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Präsident des Finanzministeriums Geh. Rat Becker :
Auf die Anregung des Herrn Abg . Süßkind will ich nur
wenig erwidern . Unsere Kursverluste kommen haupt¬
sächlich daher, daß der Begebungskurs nicht immer den
Parikurs erreicht. Je nach der Lage des Geldmarktes
bleibt er mehr oder weniger hinter dem Parikurs zurück.
Vermeiden lassen sich diese Kursverluste nicht . Wir sind
aber bestrebt , sie tunlichst zu verringern . Es wird bei
der Beratung des Finanzgesetzes Gelegenheit sein , auf
eine Maßregel aufmerksam zu machen , die bestimmt ist,
Kursverluste auf ein möglichst geringes Maß zurück¬
zuführen . Wir wollen nämlich im Fall eines Anlehens¬
bedarfes bei ungünstiger Lage des Geldmarktes uns
zunächst nur mit Aufnahme einer schwebenden Schuld
behelfen und sie erst bei Eintritt günstigerer Verhältnisse
des Geldmarktes durch eine stehende Schuld ersetzen , wo¬
durch wir günstigere Begebungskurse zu erlangen hoffen ,
als dies bisher zuweilen der Fall war .

Wenn der Herr Abg . Süßkind meint, wir sollten unsere
Anleihen durch die Finanzämter unterbringen , weil sie
größtenteils doch vom eigenen Land ausgenommen würden,
so befindet er sich in einem Irrtum . Unsere Anleihen
bewegen sich in solchen Summen , daß unser Land allein
nicht fähig ist, sie aufzunehmen . Um sie unterzubringen ,
muß der ganze deutsche Markt herangezogen werden.
Da ist es nicht zu umgehen, daß wir uns bei der Ver¬
gebung unserer Anlehen der Bankwelt bedienen, die ihre
Unterbringung im Publikum vermittelt.

Diese Position wird hierauf wie alle übrigen ohne
weitere Debatte angenommen.

Der Gesetzentwurf, die Erhebung der Kapitalrenten -
und Einkommenssteuer für die Jahre 1904/05 betr . , wird
in namentlicher Abstimmung mit 48 gegen 14 Stimmen
angenommen .

Zu Punkt 3 der Tagesordnung führt Berichterstatter
Abg . Gießler aus :

Nachdem wir den letzten Titel des Staatsvoranschlags
angenommen und auch die Steuererhöhung bewilligt
haben, haben wir das Fazit in dem Gesetzentwurf, die
Feststellung des Staatshaushaltsetats für die Jahre
1904/05 betr . , zu ziehen . Es sind daran schon die Mehr¬
erträgnisse der Steuererhöhung berücksichtigt und auch die
durch das Gesetz über die Grundbuchgebühren der Staats¬
kasse erwachsenen Mehreinnahmen . Dabei ist vorausge¬
setzt, daß beide Gesetze noch die Genehmigung der ersten
Kammer finden müssen . Die Budgetkommission bean¬
tragt , dem Gesetzentwurf zuzustimmen und über diesen
Antrag in abgekürzter Form zu beraten .

Artikel 1 enthält die Zusammenstellung der außer¬
ordentlichen und ordentlichen Einnahmen fiir die beiden
Jahre 1904 und 1905 . Es ergibt sich für die beiden
Jahre zusammen ein Fehlbetrag in Höhe von 7 856 753
Mark gegenüber dem zuerst vorgesehenen Betrag von
10 867 869 Mark .

Artikel 2 ist gegenüber der früheren Vorlage unver¬
ändert und enthält den Bedarf aus den früheren Budget¬
perioden mit 10 838 506 M . 25 Pfg . , welcher zunächst
durch die Ueberschüsse im umlaufenden Betriebsfond
Deckung zu suchen hat , wie Artikel 3 vorsieht, welcher
unverändert gegenüber dem 1 . Entwurf ist und den Fehl¬
betrag dieser Kredite auf 6 349 819 Mark festsetzt .

Nach Artikel 4 sind zur Begleichung der in Artikel 1
und 3 nachgewiesenen Fehlbeträge von den durch die
Amortisationskasse erwirtschafteten Aktivzinsen jährlich
750 000 Mark zu verwenden, der restliche Fehlbetrag mir
12 706 572 Mark ist durch einen außerordentlichen in den
folgenden Etatperioden wieder zu ersetzenden Zuschuß aus

der Amortisationskasse zu decken . Artikel 5 bestimmt, daß
die Budgets der Verkehrsanstalten , des Eisenbahnbaues
und der Eisenbahnschuldentilgungskasse nach Beilage
Nr . 4 zu vollziehen sind .

Artikel 6 ermächtigt die Eisenbahnschuldentilgungskassc,
den Kapitalbetrag , den der Vollzug des Eisenbahnbau-
budgets für die Jahre 1904/05 in Anspruch nehmen
wird , sowie den zur Schuldentilgung erforderlichen Be¬
trag , insoweit die verfügbaren Mittel nicht ausreichen,
durch den Verkauf verzinslicher Teilschuldverschreibungen
aufzubringen .

Dazu soll nach dem früher vorgelegten Gesetzentwurf
über Schatzanweisungen die Finanzverwaltung zur Aus¬
gabe von letzteren ermächtigt werden.

Die Kommission schlägt vor , hier folgenden Zusatz zu
machen .

„Ferner ist das Großh . Finanzministerium ermächtigt,
statt durch Begebung verzinslicher Teilschuldverschreibun-
gen die nach Absatz 1 nötigen Mittel soweit erforderlich
durch Ausgabe von Schatzanweisungen für Rechnung der
Eisenbahnschuldentilgungskasse zu beschaffen .

Die Bestimmung des Zinssatzes dieser Schatzanweisun¬
gen und der Dauer ihrer Umlaufszeit bleibt dem Finanz¬
ministerium überlassen.

Zur Einlösung solcher Schatzanweisungen können
wiederholt Schatzanweisungen ausgegeben werden .

An Schuldpapieren (Schatzanweisungen und Schuld¬
verschreibungen) dürfen im ganzen zu keiner Zeit mehr
ausgegeben werden, als zum Vollzug der bewilligten Kre¬
dite und zur Schuldentilgung , soweit die verfügbaren Ein¬
nahmen dafür nicht ausreichen, erforderlich sind .

"

Diese Maßregel liegt im Interesse der Geldgebarung
unserer Eisenbahnschuldentilgungskasse, damit die Fi¬
nanzverwaltung in der Lage ist, die beste Konjunktur des
Geldmarkts auszunützen , wodurch auch Kursverluste ver¬
mieden werden können.

Artikel 7 ermächtigt das Finanzministerium , zur vor¬
übergehenden Verstärkung des Betriebsfonds der allge¬
meinen Staatsverwaltung nach Bedarf , jedoch nicht über
den Betrag von 5 Millionen hinaus , Schatzanweisungen
durch die Amortisationskasse ausgeben zu lassen . Es soll
dies , wie ich gegenüber in der Presse hie und da auf¬
tauchenden Bemerkungen hervorheben möchte , nur eine
vorübergehende Maßnahme sein , um die Finanzgebarung
des Staates zu erleichtern, nicht um neue Ausgaben , neue
Schulden zu machen . Der Artikel hat vielleicht keine so
große Bedeutung mehr , weil die „ kleine Finanzreform "
mit dem Reich durchgeführt ist . Zur Vorsicht empfiehlt es
sich, aber auch diesmal diese Ermächtigung zu geben.

Artikel 8 bestimmt, daß die dermalen bestehenden Ab¬
gabegesetze mit den zurzeit in Geltung befindlichen Sätzen
in Kraft bleiben.

Namens der Budgetkommission möchte ich hierzu den
Wunsch äußern , daß künftig die Abgabesätze einzeln aufge-
führt werden ; diesesmal können die Steuersätze bei Ver-
kündigung des Finanzgesetzes in einer Anlage im Gesetz -
und Verordnungsblatt zusammengestellt werden.

Artikel 9 beauftragt das Finanzministerium mit dem
Vollzug des Gesetzes .

In der allgemeinen Beratung bemerkt zunächst
Abg . Duffner : Ich habe in der 75 . Sitzung die Großh .

Negierung gebeten, den Sperrguttarif auf Strohhüte auf¬
zuheben, und diese Forderung u . a . damit begründet , däß
die Königs. Preußischen und die Königl . Sächsische
Staatseisenbahnen diesen Sperrguttarif aufgehoben
haben, daß daraus eine wesentliche Bevorzugung der preu -
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ßischen und sächsischen Strohhutindustrie gegenüber der
badischen resultiere , und daß selbstverständlich dies für
die letztere eine schwere Benachteiligung bedeute, weil die
badischen Fabrikanten ihre Produkte mit einem 60 Pro-
genügen Frachtzuschlag zu verfrachten hätten .

Der Herr Regierungsvertreter hat mir nun in jener
Sitzung erwidert , daß weder Preußen noch Sachsen den
Sperrguttarif aus Hüte aufgehoben hätten , daß vielmehr
die Regelung dieses Gegenstandes bei allen deutschen
Eisenbahnen eine einheitliche sei .

Ich habe mich damals nun zunächst damit begnügt , au -
zunehmen, daß meine Informationen unvollständig seien ,
und erklärt , daß ich ferner annehme , daß auch die Schwarz¬
wälder Handelskammer falsch informiert war . Ich be¬
mühte mich aber in der Zwischenzeit , diese Informationen
zu vervollständigen, und bin nun in der Lage , dem Hohen
Hause mitzuteilen , daß mir folgende diesbezügliche Auf¬
klärungen zugekommen sind :

Die Königl . Generaldirektion der Sächsischen Staats¬
eisenbahnen schreibt mir unterm 11 . Juni d . I . , „ daß
für Hüte aller Art seit 1 . April 1903 im Geltungsbereiche
des deutschen Eisenbahngütertarifs Teil I Abteilung 11
ein Sperrigkeitszuschlag nicht mehr zu erheben ist " und
die Königl. Eisenbahndirektion Berlin teilt mir unterm
Ü. Juni d . I . folgendes mit : „Die Tarifierung von Stroh -
Hüten auf den preußischen Staatsbahnen richtet sich nach
dein deutschen Cisenbahngüter -Tarif Teil IL . Nach
diesem gehören Hüte aller Art seit dem 1 . April 1903
nicht mehr zu den sperrigen Gütern . "

Ich kann mich nach diesen Zuschriften nicht genug wun¬
dern darüber , daß bei uns in Baden der Sperrgut -Tarif
auf Hüte überhaupt noch besteht , da nach den eigenen
Erklärungen des Herrn Regierungsvertreters die bez.
Tarifierung für alle deutschen Eisenbahnen eine einheit¬
liche sein soll.

Es ist also bestätigt, daß eine Benachteiligung unserer
heimischen Strohhutindustrie besteht zugunsten der Preu¬
ßischen und sächsischen .

Es kann aber gewiß nicht im Sinne der Großh . Re¬
gierung sein , einen Zustand fortbestehen zu lassen , der
eine schwere Schädigung der eigenen Interessen bedeutet.

Daß dem so ist , sagt mir im übrigen ein Schreiben der
Handelskammer Lahr , in dem u . a . folgendes ausgesührt
ist : „ Seit fast zwei Jahrzehnten hat sich die hiesige Han¬
delskammer im Interesse der Strohhutsabrikation ihres
Bezirks um die Aufhebung des diese Industrie schwer be¬
nachteiligenden Tarifzuschlages anhaltend bemüht , leider
ledoch ohne Erfolg .

"
Ich habe Wert darauf gelegt, dem Hohen Hause diese

Richtigstellung mitzuteilen , da meine Ausführungen re¬
gierungsseitig als unrichtig bezeichnet wurden , was sie nicht
dwren, und da ich hoffe , daß endlich mit einem Zustande
gebrochen wird , der für unsere badische Hutindustrie einen
Ausnahmezustand bedeutet.

Abg . Dm Blankenhorn : Ich weiß die Geschäftslage
^ Hohen Hauses zu würdigen und werde deshalb

chust länger als 5 Minuten sprechen . Aber ich muß
^ Interesse des badischen Oberlandes , bevor der Land-
?g auseil mdergeht, noch einige Zahlen unterstreichen,
^ sich st , der Denkschrift über die Neueinschätzung der

rundstücke und Gebäude befinden , die wir vor wenigen
erhalten haben. Dieselben bestätigen das , was

vn Jahr und Tag bezüglich des Oberrheinkanals
^gebracht wurde. Mit der Rheinkorrektion hängte das

d„>,
" des Grmidwasserstcmdes zusammen und wird

stück
^ ^ ErtragSsähigkeit und der Wert der Grund -

b beeinträchtigt . Diese Behauptung wird nun in
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einer Weise gerechtfertigt , wie wir es nicht besser wünschen
konnten . Im Vorbericht der Denkschrift steh - aus Seite
2 wörtlich zu lesen : „ Der Steuerwert der Grundstücke
( einschließlich Waldungen ) ist nur in 79 (von 2117 ) Ge¬
markungen gesunken . Abgesehen von vereinzelten Erschei¬
nungen gehören davon je 10 in die Amtsbezirke Müllheini
und llcberlingcn , je 3 in die Amtsbezirke Staufen und Ett¬
lingen usw .

" Ich war erstaunt, daß 13 von 79 dieser
Gemeinden in den Amtsbezirken Müllhcim und Staufen
liegen sollen , hatte aber sofort die Vermutung , daß es
sich um Rhcingemeindeu handle und solche , deren Grund¬
stücke weit in die Rheiucbene hinaus sich erstrecken. Und
siehe da , es marschieren der Reihenfolge » ach auf die
Gemeinden Rheinweiler, Bamlach, Beilingen , Steinen -
stadt , Nenenbnrg , Zicnkeu , Grißheim , Harthhcim , Brem -
garten und ferner noch Schlicngcn, Hügelheim und
Bnggingen . Der Dnrchschnittsmindersteuerwert nach der
Neueiuschätznng gegenüber dein derzeitigen Grundsteuer -
kapital beträgt 15 Proz . , doch ist z . B . eine Gemeinde,
Zicnkeu , dabei mit 50 Proz . Minderwert . Das sind
außerordentlich sprechende Zahlen , um so mehr , als aus
der Denkschrift ersichtlich ist, daß das Grundstcncrkapital
in den Gemeinden unter 4000 Einwohnern im ganzen
Lande durchschnittlich um 53 .88 Proz . gestiegen
ist . Ei» besserer Beweis für die Berechtigung
der Forderung des Oberrheinkanals läßt sich nicht er¬
bringen , und er inacht auch alle weiteren Erhebungen
über den Dnngwert des Rheinwassers usw . unnötig .
Aber auch welche Summen an Steuerwert sind hier der
Großh . Regierung verloren gegangen, die miederkehren
werden , sobald dieselbe ihren Widerstand gegen den Ober¬
rheinkanal aufgibt ! In unserem Hohen Hause ist inan
ohne Ausnahme für denselben und erst gestern noch
wurde es von den beiden größten Parteien ausgesprochen,
daß nicht das mindeste Bedenken vorlicgt, die Mittel oa-
zu durch Anlehen aufzubringen. Allerdings , das will
ich hinzufügen, muß der Staat , wie bei andern
Unternehmungen , die Hauplsumme st tonck poickn
zuschießen und das Unternehmen selbst in die Hand
nehmen. Aber er wird dafür , wie schon vorhin gesagt,
durch die Erhöhung des Steuerwerkes einige
Entschädigung finden . Ich hoffe , daß das Großh .
Finanzministerium und auch das Ministerium des
Innern ans Grund dieses neuen Materials iu abseh¬
barer Zeit den berechtigte» Wünschen der Bevölkerung
des Oberlandes entgegen kommt und den Kanal baut .

Abg . Eichhorn : Ich habe namens meiner Fraktion
eine Erklärung abzugeben und bitte den Herrn Prä¬
sidenten , diese verlesen zu dürfen:

„Die sozialdemokratische Fraktion wird gegen das
Finanzgesetz stimmen ; die sozialdemokratische Partei be¬
kämpft den heutigen Klasscnstaat mit seiner Klasscnregie -
rung und hat darnzn keine Veranlassung , ihr vertrauens¬
voll die Mitttel zur Fortführung der gegenwärtigen
Politik in die Hand zu geben, um so weniger, als . auch
die zu Ende gehende Landtagssession wieder gezeigt hat ,
daß die Regierung nicht de » Willen hat , den Grundsatz
„ Gleiches Recht für alle " gelten zu lassen und die Sozial¬
demokraten als gleichberechtigte Partei auzuerksnnen "

Abg . Benedey : Es war meine Absicht, bei diesem Gegen¬
stand verschiedene Fragen zu berühren , so unsere Be¬
ziehungen zum Reiche und das Verhältnis unserer
Finanzen zu denen des Reichs und ferner die Frage , ob
die badische Regierung nicht einen Teil der Schuld an der
schlechten Finanzlage des Landes durch allzu geringen
Widerstand gegen die Forderungen des Reiches für Heer
und Marine trägt . Ebenso wollte ich wiederholt Hin¬
weisen auf den zentralistischen und absolutistischen Zug ,
der im Reiche herrscht . Ich will diese Fragen bei der



vorgerückten Zeit und der Geschäftslage des Hauses nicht
mehr berühren , zumal auch das verantwortliche Haupt
der Staatsregierung auffallenderweise nicht zugegen ist .
Es wäre zu erwarten gewesen , daß bei der allgemeinen
Etatdebatte das gesamte Ministerium sich eingefunden ,
oder wenigstens sein Nichterscheinen entschuldigt hätte .
Ich sehe ein , daß durch Todesfall und Erkrankungen eine

gewisse Veränderung der ganzen Geschäftslage eintreten
mußte , aber ich möchte doch darauf Hinweisen , daß die

Großh . Regierung doch insofern Schuld an der jetzigen
Lage trägt , daß sie den Landtag zu spät einberufen hat .
Der Landtag sollte meines Erachtens im September einbe
rufen werden ; habe ich doch neulich beim Lesen eines
älteren Berichts gesehen , daß auf einem früheren Land¬

tage Ende Oktober bereits die 17 . Sitzung abgehalten
wurde . Ich möchte die Großh . Regierung bitten , darauf
in Zukunft Rücksicht zu nehmen , damit wir nicht bis in
den Juli hinein tagen müssen , wenn wir die Geschäfte
gründlich und gewissenhaft erledigen wollen .

Das Schlußwort erhält
Abg . Gießler : Ich möchte gegenüber der Erklärung

der Sozialdemokraten darauf aufmerksam machen , daß
wir mit der Bewilligung des Budgets nicht der Regie¬
rung ein Vertrauensvotum aussprechen , sondern ihr nur
die Mittel geben , um die Geschäfte des Landes zu führen ,
und daß wir dies mir im Interesse des Landes tun .

Was die frühere Einberufung des Landtags anbelangt ,
so hat der Abg . Duffner diese Frage bereits einmal in

diesem Landtage zur Sprache gebracht , sie wurde auch
schon in früheren Landtagen erörtert , es wurden aber

gegen die allzufrühe Einberufung des Landtags stets
Bedenken vorgebracht von den Herren , die der Land¬

wirtschaft angehören . Immerhin wird es sich fragen ,
ob man nicht doch etwas früher znsanimentreten kann .
Das kann man aber auch betonen , daß , wenn wir im

Winter so gearbeitet hätten wie iin Sommer , wir nicht
jetzt so ins Gedränge gekommen wären . In , übrigen bc-1
antrage ich, den Gesetzentwurf anzunehmen . ^

In der Spezialberatung wird der Entwurf mit 54
gegen 6 Stimmen angenommen . , ,

Es folgt die Beratung des Berichts der Budgetkom ^

Mission über die vergleichende Darstellung der Budgetjahr
und Rechnungsergebnisse für die Jahre 1900 und 1901̂

Das Wort hat der Berichterstatter
Abg . Gießler : Den Landständen werden mit dem

Staatsvoranschlag nach Z 55 der Verfassung die Rech¬
nungsnachweisungen für die letztverflossenen zwei Jahres
sowie eine Vergleichung der Budgetsätze mit den Rech- ,
nungsergebnissen der abgelaufenen Budgetperiode vor- j
gelegt . 1

Wir haben vom Beginn des Landtags bis heute Zeit !

gehabt , das zu studieren und zu prüfen . Ich habe darüberl

jetzt zum erstenmal einen schriftlichen Bericht gemacht,,
damit Sie die Zahlen vor sich haben . Ich hoffe , daß ;
Sie meinen Bericht gelesen haben , ich brauche ihn Jhnens
also nicht mehr vorzutragen . Die Rechnungen unterliegen
ja , wie Sie wissen , der Oberrechnungskammer . Sie hat !
die Rechnungen geprüft und keine wesentlichen Abwei-

'
f

chungen oder Verstöße entdeckt. Wir können uns mit >

ihrer gewissenhaften Prüfung begnügen . Die Kommission
beantragt : z

Die Einnahmen und Ausgaben in den Spezial -

Darstellungen der allgemeinen Staatsverwaltung ^
Abt . I bis VII , sowie der verschiedenen Verwaltungs -t

zweige, Abt . VIII , für unbeanstandet zu erklären . 4

Der Antrag wird ohne Debatte angenommen . s

Schluß Sitzuug 1 N /4 Uhr vormittags .
'

§-
i

Verantwortlich sgr den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer . l) r . Karl Schweickert .

Drink und Verlag der V. Braun 'schen Hosbuchdruckerrt . Beide ln Karlsruhe .
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